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VORWORT

Vorwort Abgesehen von der nicht abgeschlossenen
Ratifikation durch die EU-Seite sind die bila-
teralen Abkommen zwischen der Schweiz
und der EU unter Dach und Fach und können
im Jahr 2001 in Kraft treten. Die schweizeri-
sche Wirtschaft ist überzeugt, dass damit nicht
nur der Zugang zum EU-Binnenmarkt we-
sentlich verbessert, sondern auch die exter-
nen Rahmenbedingungen erweitert und sta-
bilisiert werden. An dieser Stelle möchten 
wir unseren Behörden und namentlich den
schweizerischen Unterhändlern unseren bes-
ten Dank für ihren Einsatz in dieser wichtigen
Frage aussprechen.

Der Abschluss der sieben bilateralen Abkom-
men mit der EU stellt eine bedeutende Etap-
pe in der schweizerischen Europapolitik dar.
Zu diesem Zweck ist es wichtig, Abkommen
nicht nur auszuhandeln und zu verabschie-
den, sondern sie auch umzusetzen und den
Wirtschaftsakteuren die Gelegenheit zu ge-
ben, die neu gebotenen Möglichkeiten anzu-
wenden. Bereits heute ist bekannt, dass das
Menü auf dem bilateralen Verhandlungstisch
Schweiz-EU weiter angereichert wird: Die
EU möchte mit der Schweiz über die Themen
«Betrugsbekämpfung» und «Zinsertragsbe-
steuerung» verhandeln. Dazu kommen die so
genannten «Überbleibsel» aus den sieben Ab-
kommen, für die es gegenseitige Absichtser-
klärungen gibt. Schliesslich werden auch Fra-
gen der inneren Sicherheit zur Diskussion ste-
hen. All dies deutet darauf hin, dass der bila-
terale Weg keineswegs erschöpft ist, wenn
schon die EU Zeichen für weitere Verhand-
lungen aussendet. Dieser Weg ist allerdings
zeitintensiv und braucht eine gute Vorberei-
tung.

Was geschieht aber später? Mit welchen wei-
teren Entwicklungen ist auf der integrations-
politischen Ebene zu rechnen? Politik und
Wirtschaft kommen nicht darum herum, sich
diese Frage zu stellen. Die Politik ist damit be-
reits stark beschäftigt. Der Bundesrat hat sei-
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VORWORT

ne Beitrittsstrategie wiederholt bekräftigt.
Die eidgenössischen Räte haben es im Zu-
sammenhang mit der Behandlung der Initiati-
ve «Ja zu Europa» abgelehnt, die Beitrittsstra-
tegie des Bundesrates in der Form eines Ge-
genvorschlags zu bekräftigen. Die erwähnte
Initiative erweist sich mehr und mehr als Pul-
verfass; die Abstimmung über diese Initiative
wird im nächsten Jahr erfolgen.

Die Wirtschaft ihrerseits lässt sich bezüglich
der weiteren Ausgestaltung der Beziehungen
zur EU nicht unter Zeitdruck setzen. Sie will
diese Frage mit der gebotenen Gelassenheit
angehen. Aus diesem Grund treten die Gre-
mien von economiesuisse weiterhin dafür ein,
die bestehenden Integrationsoptionen (bila-
teraler Weg, EWR, EU-Beitritt) offen zu hal-
ten. Für sie ist nicht nur entscheidend, welcher
Weg eingeschlagen wird, sondern wie er be-
gangen wird. Angesichts der Bedeutung der
europäischen Integration für die schweizeri-
sche Wirtschaft haben sie beschlossen, die
verschiedenen Integrationsszenarien unter
den Gesichtspunkten «Staatspolitik», «Aus-
senwirtschaftspolitik», «Finanz- und Steuer-
politik» und «Sozialpolitik» einer vertieften
Prüfung zu unterziehen. Das Resultat dieser
Abklärungen, an welchen zahlreiche Vertre-
ter verschiedener Wirtschaftsbranchen betei-
ligt waren, liegt nun in Form dieser Broschüre
vor.

Auf einen kurzen Nenner gebracht, setzen un-
sere Kreise wesentliche Erwartungen in das
Siebnerpaket. Was den EWR betrifft, stellt
sich angesichts des hohen wirtschaftlichen In-
tegrationsniveaus, das unser Land mit den bi-
lateralen Abkommen erreicht hat, die Frage,
ob ein solcher Schritt den damit verbundenen
Aufwand gemessen am eher beschränkten zu-
sätzlichen Nutzen rechtfertigen würde. Die
Beitrittsfrage schliesslich ist eher ein politi-
sches als ein wirtschaftliches Anliegen. Man
sollte sich jedoch im Klaren sein, welche Re-
formen in der Schweiz vorerst in die Wege ge-
leitet werden müssten und welchen wirt-
schaftspolitischen Preis man für einen Beitritt
zu zahlen bereit ist. Dies bedeutet, dass ein
Beitritt aus Sicht der Wirtschaft nur dann zur
Diskussion stehen kann, wenn die Politik be-
reit ist, ein eigentliches schweizerisches Re-
formprogramm in Angriff zu nehmen und
umzusetzen, welches namentlich die Staatslei-

tung und den Finanz- und Fiskalbereich be-
trifft. Ein solches Reformprogramm ist an-
satzweise in dieser Broschüre skizziert.Ande-
rerseits wird auch nicht verhehlt, dass der bi-
laterale Weg längerfristig an Grenzen stossen
könnte.

Die Wirtschaft ist dezidiert der Meinung, dass
die Politik in der Schweiz vordringlich diese
intern anstehenden Aufgaben anpacken muss.
Je früher dies geschieht, desto besser. Ein 
Ignorieren dieser Herausforderung würde
letztlich innen- und aussenpolitisch ins Off-
side führen. Diese Reformen sind unabhän-
gig von der gewählten Integrationsoption 
erforderlich. Die Wirtschaft ist bereit, ih-
ren Beitrag bei der Formulierung und Ver-
wirklichung eines solchen Reformpaketes zu
leisten.

Dr. Andres F. Leuenberger 
Präsident

Dr. Rudolf Ramsauer 
Vorsitzender der Geschäftsleitung
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AUSGANGSLAGE

1. Ausgangslage Die Schweizer Wirtschaft zeichnet sich im in-
ternationalen und europäischen Vergleich
durch einen besonders hohen globalen Ver-
flechtungsgrad aus. Sie ist nicht nur in Euro-
pa, sondern auch auf den Märkten in Übersee
präsent. Daher ist für die Aussenwirtschafts-
politik der Schweiz der globale Rahmen und
insbesondere die Zugehörigkeit zur Welthan-
delsorganisation WTO von besonderer Be-
deutung. Wichtigster Markt für Schweizer
Unternehmen ist und bleibt aber Europa.

Auf europäischer Ebene wird die Bedeutung
des Freihandelsabkommens aus dem Jahr
1972 mit der EWG, aber auch der EFTA-Frei-
handelszone, für die Schweizer Wirtschaft
nicht immer angemessen gewürdigt. Rund
hundert weitere Abkommen erleichtern die
Wirtschaftsbeziehungen zwischen der Schweiz
und der EU. Diese betreffen nicht nur den 
Waren-, sondern auch den Dienstleistungsver-
kehr und weitere Bereiche. Dazu kommen die
zahlreichen EFTA-Drittlandsabkommen mit
Staaten in Zentral- und Osteuropa. Dabei 
ist hervorzuheben, dass es in den neunziger 
Jahren gelungen ist, eine paneuropäische 
Kumulierung der Ursprungsregeln, umfassend
die EU, die EFTA-Staaten und die Staaten
Zentral- und Osteuropas, einzuführen, die
eine wesentlich verbesserte Arbeitsteilung der
europäischen Industrie ermöglicht.

Allerdings erwies sich dieses Freihandelskon-
zept der ersten Generation nicht mehr als
ausreichende Grundlage, um den heutigen
wirtschaftlichen Erfordernissen gerecht zu
werden. Mit der Schaffung des Binnenmark-
tes in den achtziger Jahren hat die EU neue
Standards in der grenzüberschreitenden Zu-
sammenarbeit gesetzt. Eine Mitgliedschaft
der Schweiz im Europäischen Wirtschafts-
raum (EWR) hätte diese Defizite weitgehend
ausgemerzt, ohne die sensiblen Bereiche der
Fiskalpolitik und der Landwirtschaft mitein-
zubeziehen. Nach der Ablehnung des EWR-
Abkommens in der Volksabstimmung vom 
6. Dezember 1992 ist es trotz anfänglicher
Skepsis und unter Inkaufnahme langer und
zum Teil mühsamer Verhandlungen gelungen,
ein Vertragswerk bestehend aus den sieben
Abkommen «Forschung», «Öffentliches Be-
schaffungswesen», «Technische Handels-
hemmnisse», «Landwirtschaft», «Luftver-
kehr», «Landverkehr» und «Personenver-
kehr» zu verabschieden, das zahlreiche wich-
tige Probleme löst und aus Sicht der Wirt-
schaft sehr positiv zu werten ist.4

Hohe internationale 
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ZIELE

2. Wirtschaftliche 
Ziele der schweizerischen 
Integrationspolitik 

Die Öffnung des europäischen Binnenmark-
tes und die weitgehende Gleichstellung von
Schweizer Firmen mit ihren EU-Konkurren-
ten ist für die Zukunft des Produktions- und
Forschungsplatzes Schweiz von vitaler Be-
deutung. Die Wirtschaft ist der Überzeugung,
dass die Schweiz unter den heutigen Gege-
benheiten – aus wirtschaftlichen und politi-
schen Gründen – den Weg der Zusammenar-
beit mit der EU pragmatisch und im gegensei-
tigen Interesse weiter ausbauen muss.

Mit der Annahme der bilateralen Verträge
hat das Schweizervolk am 21. Mai 2000 ein
deutliches Bekenntnis zu einer engeren Bin-
dung mit der EU in Wirtschaftsfragen und da-
mit zu einem starken wettbewerbsfähigen
Wirtschaftsstandort Schweiz abgegeben. In
den kommenden Jahren geht es nun darum,
die bilateralen Abkommen umzusetzen und
die neuen Chancen zu nutzen. Mittel- und
längerfristig sollen nach wiederholt bestätig-
ter Auffassung von economiesuisse alle integ-
rationspolitischen Optionen – weitere bilate-
rale Abkommen, EWR- und EU-Beitritt –
offengehalten werden, wobei alle Integra-
tionsszenarien daran zu messen sind, welchen
Beitrag sie zur Stärkung des Wirtschaftsstand-
ortes Schweiz leisten können.

Oberstes Ziel der Wirtschaftspolitik bleibt die
globale Wettbewerbsfähigkeit des Standortes
Schweiz und unserer Unternehmen. Nur so
lässt sich das hohe Niveau an Wohlstand, Be-
schäftigung und sozialer Sicherheit auf Dauer
gewährleisten. Dazu gehören optimale inter-
ne und externe Rahmenbedingungen – nicht
nur im Verhältnis zur EU, sondern weltweit.
An diesem Erfordernis wird economiesuisse
auch die längerfristigen Integrationsoptionen
messen. Natürlich darf Europapolitik nicht al-
lein auf Wirtschaftspolitik reduziert werden,
ebenso wie umgekehrt die Wirtschaftspolitik
nicht bloss aus Europapolitik besteht. Auf je-
den Fall müssen die zukünftigen Integrations-
schritte aber den Wirtschaftsstandort Schweiz
stärken.
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BERICHT

3. Auftrag und Gegenstand 
des Berichts

Aus Sicht der schweizerischen Wirtschaft
stellt sich heute im Hinblick auf eine länger-
fristige Integrationsdebatte die Frage, welche
Szenarien bzw. Reformanliegen im Zusam-
menhang mit den einzelnen Integrationssze-
narien besonders zu beachten sind. Die zu-
ständigen Organe des Schweizerischen Han-
dels- und Industrie-Vereins (Vorort) haben
deshalb bereits im Frühjahr 1999 beschlossen,
eine interne Prüfung über wichtige Fragen-
komplexe in Gang zu setzen, welche mit den
verschiedenen Integrationsvarianten verbun-
den sind. Dabei beschränkten sie sich bewusst
auf gewisse Kernfragen aus den Bereichen
«Staatsleitung», «Aussenwirtschaftspolitik»,
«Finanz- und Steuerpolitik» sowie «Sozialpo-
litik», letzterer Aspekt unter Federführung
des Schweizerischen Arbeitgeberverbandes.
Im Auftrag wurde zudem bekräftigt, dass die
Schweizer Wirtschaft unvoreingenommen die
verschiedenen Integrationsoptionen offen
halten will. Die genannten Fachgremien ha-
ben mit der gebotenen Intensität in Arbeits-
sitzungen die vorgegebenen Themenbereiche
durchleuchtet. Die Ergebnisse dieser internen
Arbeiten sind in einer redaktionell überarbei-
teten Form in der vorliegenden Publikation
festgehalten. Die Verzeichnisse der Teilneh-
mer in den Gremien finden sich im Anhang.

Dieser Auftrag der Organe des Vororts war
von den Themen her eingeschränkt: Er um-
fasst beispielsweise nicht die ebenfalls denk-
bare Option einer Assoziation unseres Landes
mit der EU1; er berührt nur die vier erwähnten
Bereiche, nicht aber weitere Aspekte, welche
ebenfalls von Bedeutung sind, wie beispiels-
weise die Wettbewerbspolitik, die Verkehrs-
politik, die Umweltpolitik, die Liberalisierung
der Infrastrukturbereiche (Telekommunika-
tion, Post, Energie, Verkehr), die Agrarpolitik,
die möglichen Auswirkungen der Erweiterung
der EU oder die gegenwärtig zur Diskussion
stehende Charta der Grundrechte der EU.2

Das nachfolgende Kapitel mit den Ergebnis-
sen der Untersuchung gliedert sich in die Tei-
le «Szenarien für alle Integrationsoptionen»,
«Szenarien für den bilateralen Ansatz»,
«Szenarien im Hinblick auf eine Teilnahme
am EWR» und «Szenarien im Hinblick auf
eine EU-Mitgliedschaft».
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1 Vgl. Hinweis im Anhang d

2 Hinweise auf die weiteren Aspekte finden sich in
den tabellarischen Übersichten im Anhang a



ERGEBNISSE

4. Ergebnisse 4.1 Szenarien für alle 
Integrationsoptionen

Staatspolitik

Für die effiziente Durchsetzung der schweize-
rischen Wirtschaftsanliegen im europäischen
Rahmen ist es unabdingbar, dass die Interes-
sen der Schweiz klar identifiziert, kohärent
umschrieben und konsequent vertreten wer-
den. Hier besteht Nachholbedarf. Bislang
wurden diese Diskussionen über die grundle-
genden Interessen auf der politischen Ebene
nur partiell geführt. Das gilt auch für die bis-
herigen bundesrätlichen Berichte zur Integ-
rationspolitik. Die konsequente Durchset-
zung der Interessen wird durch die interne
Konsenssuche und Kompromissorientiertheit
erschwert. Notwendig ist eine am globalen
Standortwettbewerb orientierte, klare Inte-
ressensdefinition für den Wirtschaftsstandort
Schweiz.

Das Image des «Schweizer Sonderzuges»
muss überwunden werden. Die Schweiz muss
als Land gelten, das optimale Rahmenbedin-
gungen für erfolgreiches wirtschaftliches Wir-
ken bietet. In der Wahrnehmung besteht ein
erheblicher Unterschied zwischen der publi-
zierten Meinung der offiziellen Politik und
der Volksmeinung. Notwendig ist in der
Schweiz eine klare, offensive und selbstbe-
wusste Haltung von Politik und Wirtschaft.

Die Schweiz muss im internationalen Umfeld
als verlässlicher Vertragspartner gelten. Dazu
gehört, dass nach erfolgreichen Verhandlun-
gen Verträge durch die Schweiz ratifiziert
werden. Die Ergebnisse dürfen nicht innert
kurzer Frist wieder durch Referenden in Fra-
ge gestellt oder unterlaufen werden. Die di-
rektdemokratischen Instrumente sind jedoch
per se kein schwerwiegender Hinderungs-
grund für bilaterales wie multilaterales Ver-
handeln. Interne Genehmigungsprozeduren
können die Verhandlungsposition extern gar
stärken, sofern Unterhändler im engen Kon-
takt mit der Heimatbasis agieren und von die-
ser bei der Umsetzung der Ergebnisse nach
Verhandlungsabschluss auch klar gestützt
werden. Im Aussenverhältnis erreichte Libe-
ralisierungen sollten nicht durch innenpoli-
tisch motivierte kostspielige Kompensationen
unterlaufen werden. Verfehlte Abfederungen
sind zu vermeiden. 7
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Die Spitzenverbände der Wirtschaft sind als
sachkundige Vertreter in alle Verhandlungen
auf jeder Stufe frühzeitig und umfassend ein-
zubeziehen. Die Zusammenarbeit mit der or-
ganisierten Wirtschaft hat sich in der Vergan-
genheit bewährt: Die Vertraulichkeit blieb
stets gewährleistet und die Wirtschaft hat
konstruktiv zu sachgerechten Lösungen bei-
getragen, deren Umsetzung sie auch gegen
Widerstände aktiv mittrug.

Die Wirtschaftsverbände müssen sich nicht
nur auf der nationalen, sondern auch auf der
europäischen und weltweiten Ebene aktiv en-
gagieren (UNICE, BIAC, ICC, internationale
Branchenorganisationen). Eine konstruktive
Kooperation und Arbeitsteilung mit Schwes-
terverbänden schafft Synergien und ermög-
licht Koalitionen. Insgesamt führt die Inter-
nationalisierung der Aufgaben zu einer 
Erhöhung des Aufwandes.

Aussenwirtschaftspolitik

a) Handelspolitische Aspekte

Angesichts des kleinen Heimmarktes ist es
für die schweizerische Wirtschaft von grösster
Bedeutung, dass der freie Verkehr von Waren,
Dienstleistungen und Investitionen über die
Grenzen hinaus gewährleistet ist. Neben ei-
ner weiteren Liberalisierung des Handelsaus-
tausches muss sich die Schweiz für eine Stär-
kung der für die Aussenwirtschaftsbeziehun-
gen geltenden Regeln auf der europäischen
und der weltweiten Ebene einsetzen. Das
Wachstum des internationalen Austausches
von Waren, Dienstleistungen und Investitio-
nen, das bedeutend grösser ist als das globale
Wirtschaftswachstum, ist eine wesentliche
Voraussetzung für die wirtschaftliche Ent-

wicklung, den Wohlstand und die Schaffung
von Arbeitsplätzen. Protektionismus ist we-
der ein Rezept gegen interne wirtschaftliche
Schwierigkeiten noch gegen Probleme der
Arbeitslosigkeit, ganz im Gegenteil.

b) Geld- und währungspolitische Aspekte
Die Geld- und Währungspolitik schafft durch
eine auf die jeweilige gesamtwirtschaftliche
Lage ausgerichtete Geldversorgung die bes-
ten Voraussetzungen für interne und externe
Stabilität. Der internen Preisstabilität kommt
Priorität zu. Bei aussergewöhnlichen Wäh-
rungsverhältnissen kann von diesem Ziel
vorübergehend zugunsten der Stabilität des
Wechselkurses abgewichen werden.

Finanz- und Steuerpolitik

Zuoberst auf der finanz- und steuerpoliti-
schen Agenda steht die Forderung der Wirt-
schaft, dass in jedem Falle die Staatsquote und
die Fiskalquote reduziert werden müssen, um
die Wettbewerbsfähigkeit der schweizeri-
schen Wirtschaft auch weiterhin sicherzustel-
len. Während in wichtigen Konkurrentenlän-
dern die Steuerbelastung der Wirtschaft und
der natürlichen Personen in den letzten Jah-
ren reduziert werden konnte, ging dieser
frühere schweizerische Standortvorteil suk-
zessive verloren. Die Fiskalquote (Steuern
und Sozialabgaben im Verhältnis zum BIP) ist
sowohl absolut als auch im Vergleich zu den
anderen OECD-Staaten sehr stark angestie-
gen.

Noch bedenklicher ist, dass die aussagekräfti-
gere Staatsquote (Staatsausgaben im Verhält-
nis zum BIP) zwischen 1990 und 1998 um
über sechs Prozentpunkte auf rund 40 Pro-
zent des BIP 3 angestiegen ist. Damit gehört
die Schweiz zu jenen OECD-Ländern, die das
stärkste Wachstum der staatlichen Ausgaben
verzeichnen.

Im Bereich der direkten Besteuerung muss
dafür gesorgt werden, dass sowohl die Steuer-
progression für natürliche Personen als auch
die wirtschaftliche Doppelbesteuerung für
Unternehmen reduziert wird. Damit sollen
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gewisse nachteilige Steuereffekte abgebaut
und die steuerliche Wettbewerbsfähigkeit der
Schweiz gewährleistet werden. Ebenfalls er-
forderlich ist eine Reduktion der Steuersätze
für die Unternehmen. Ein gesunder Finanz-
platz Schweiz bedingt die generelle Abschaf-
fung der Transaktionssteuern, insbesondere
des Umsatzstempels auf Wertpapiergeschäf-
ten. Gleichzeitig muss alles daran gesetzt wer-
den, um das Bankkundengeheimnis zu be-
wahren.

Um die öffentlichen Finanzen, d.h. Budget
und Verschuldung auf allen Ebenen des Staa-
tes (inklusive Sozialwerke) im Griff zu haben,
sind striktere Vorgaben als die so genannten
Maastricht-Kriterien anzustreben.

Sozialpolitik

a) Arbeitsmarktpolitik
Das wirtschaftspolitische Ziel der Vollbe-
schäftigung und der Schaffung von Arbeits-
plätzen ist weniger mit einer Vielzahl direk-
ter, kurzfristiger und unkoordinierter Eingrif-
fe in den Arbeitsmarkt zu erreichen als viel-
mehr mit einer optimal und auf lange Frist an-
gelegten allgemeinen Wirtschaftspolitik, die
sich an einem freiheitlich-marktwirtschaftli-
chen Ordnungsrahmen orientiert. In diesem
Sinne braucht die Schweiz keine eigentliche
Arbeitsmarktpolitik im engeren Sinne. Die
Rückbindung des Staates auf die Schaffung
wirtschafts- und gesellschaftskonformer Rah-
menbedingungen fördert die unternehmeri-
sche Initiative und Risikobereitschaft; sie sti-
muliert und verstetigt damit auch die Nach-
frage nach menschlicher Arbeit.

Eine umfassende Flexibilisierung der Ar-
beitsbedingungen und die Schaffung bzw.
Sicherung entsprechender rechtlicher Frei-
räume sind unabdingbar, sollen unsere Fir-
men rasch und effizient auf Änderungen ihres
wirtschaftlich relevanten Umfeldes reagieren
können; sie sind Voraussetzung für die Steige-
rung der Produktivität, die Erhaltung der
Wettbewerbsfähigkeit und der Arbeitsplätze
und tragen zudem der wachsenden Individua-
lisierung des «Arbeitslebens» Rechnung. So
ist es wirtschaftlich unverantwortlich, bei ho-
her und wachsender Kapitalintensität der Ar-
beitsplätze über starre Höchstarbeitszeitvor-
schriften, Nacht- und Schichtarbeitsbeschrän-
kungen oder -verbote eine wettbewerbshem-
mende Verschwendung von Investitionsgü-
tern zu betreiben.Auf weitere einschneidende
Regulierungen im Bereiche des privaten Ar-
beitsrechts ist zu verzichten. Auf diesem Ge-
biete wurde in den letzten Jahren fleissig re-
guliert, so dass man von einem eigentlichen
«arbeitsrechtlichen Regulierungsschub» spre-
chen kann (Missbrauchsgesetzgebung, Aus-
dehnung des zeitlichen Kündigungsschutzes,
Mitwirkungsgesetz,Vorschriften bei Betriebs-
übergang und Massenentlassung, Gleichstel-
lungsgesetz). Alle diese Gesetzesnovellen
bringen arbeitsmarktlich nichts und tragen
nicht zur Konkurrenzfähigkeit unserer Be-
triebe bei. Auch die Arbeitsschutzgesetzge-
bung hat den wachsenden gesellschaftlichen,
wirtschaftlichen und technologisch bedingten
Druck zur Flexibilisierung der Arbeitszeit zu
berücksichtigen. Sie kann diese Entwicklun-
gen zwar behindern, aber letztlich nicht ver-
hindern.

Bei der Gestaltung und Weiterentwicklung
des Arbeitsrechtes kommt den Sozialpart-
nern auch in Zukunft eine wichtige Rolle zu:
Einzel- und gesamtarbeitsvertragliche Rege-
lungen der Arbeitsbedingungen ermöglichen
den Betrieben und Branchen massgeschnei-
derte, wirtschaftlich tragbare und konsens-
fähige Lösungen;Anpassungen an veränderte
Rahmenbedingungen können rascher vorge-
nommen werden. Der Gesetzgeber hat sich
subsidiär auf einen zeitgemässen Arbeits-
schutz zu beschränken. Diese grundlegenden
Szenarien sind bei allen drei Integrationsvari-
anten zu beachten.
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Auch wenn die nationale und insbesondere
die internationale Mobilität derzeit noch sehr
begrenzt ist, ist es aus Sicht der Flexibilisie-
rung der Arbeitsmärkte erwünscht, den Aus-
tausch von Arbeitskräften über die Grenzen
hinweg zu fördern. Dies gilt sowohl für quali-
fizierte als auch für weniger qualifizierte Ar-
beitskräfte.4 Der schweizerische Arbeitsmarkt
erweist sich zunehmend als zu eng, um die dif-
ferenzierten Bedürfnisse der Wirtschaft zu
decken. Umgekehrt ist es auch aus Sicht der
schweizerischen Arbeitnehmer und nament-
lich der Jugendlichen von zunehmender Be-
deutung, dass sie sich auch im europäischen
Binnenmarkt für neue und attraktive Stellen
umsehen können. Mit der Schaffung der Per-
sonenfreizügigkeit innerhalb des Binnen-
marktes hat die EU einen wesentlichen Bei-
trag zu einer verbesserten grenzüberschrei-
tenden Ressourcenallokation auf dem Gebie-
te der Arbeitsmärkte geleistet. In allen drei
Integrationsoptionen wird die Personenfrei-
zügigkeit zwischen der Schweiz und der EU
auf der Basis des geltenden acquis commu-
nautaire verwirklicht. Wesentliche Unter-
schiede würden somit zwischen dem bilate-
ralen Ansatz, dem EWR-Beitritt und dem
EU-Beitritt nicht existieren mit der Aus-
nahme, dass die Schweiz nur im Falle eines
EU-Beitritts über Neuentwicklungen auf die-

sem Gebiet mitbestimmen könnte. Aller-
dings ergeben sich doch bedeutende Unter-
schiede bezüglich der Mitwirkung am «sozia-
len Europa».

b) Sozialversicherungen
Der Titel «Sozialversicherungen» umfasst die
Sozialgesetzgebung, die Sozialversicherun-
gen, die Sozialhilfe und den Gesundheits-
schutz. Das System der sozialen Sicherheit in
der Schweiz ist sehr umfassend, vielschichtig
und vielfältig. Es entspricht der föderalisti-
schen Struktur unserer Landes und ist stark
vom Zusammenwirken von privaten, gemein-
nützigen, patronalen sowie von staatlichen
Trägern der sozialen Sicherheit geprägt.
Während der Bund für die allgemeine finan-
zielle und kollektive Sicherung zuständig ist,
sorgen gemeinnützige Organisationen und 
lokale Gemeinwesen für die individuelle 
Sicherung mit Geld-, Sach- und Dienstleistun-
gen. Diese Doppelstruktur existiert in vielen
erfolgreichen Sozialstaaten; bei der Lösung
von konkreten Problemen, wie z.B. Katastro-
phen, Aids usw., erweist sie sich als sehr wirk-
sam.

Auf dem Gebiet der sozialen Sicherheit hat
das europäische Recht primär eine koordinie-
rende und nicht harmonisierende Funktion.
Ein eigentliches EU-Sozialversicherungs-
recht gibt es somit nicht. Dem Europäischen
Gerichtshof kommt aber eine starke Stellung
zu. Seine Rechtsprechung ist geprägt von den
Grundsätzen der Nichtdiskriminierung und
des freien Personenverkehrs. Seit der Ein-
führung der Währungsunion lassen sich erste
Ansätze einer stärkeren Harmonisierung im
Sozialwesen der EU erkennen. Soweit es die
Koordination im Sozialversicherungsbereich
betrifft, handelt es sich im EU-Recht

10

4 Eine Studie der Credit Suisse zum Thema «Der
schweizerische Arbeitsmarkt – ein wachstumslimi-
tierender Faktor?» (Economic Briefing Nr. 19, Sep-
tember 2000) führt dazu aus: «Ein beträchtlicher
Teil der ausländischen Erwerbstätigen in der
Schweiz weist daher heute ein unvorteilhaftes
Qualifikationsprofil auf, das den Bedürfnissen der
zukunftsorientierten Branchen nicht entspricht.
Aus diesem Grund sollte die Einwanderung hoch
qualifizierter ausländischer Arbeitskräfte künftig
stärker gefördert werden, als dies in der Vergan-
genheit der Fall war.» 
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4.2 Szenarien für 
den bilateralen Ansatz

Staatspolitik

Das heutige Dogma der EU-Kompatibilität
und des autonomen Nachvollzugs ist nur dort
aufrechtzuerhalten, wo die Schweiz bewährte
internationale oder europaweite Regelungen
und Standards übernimmt, und auch das nur
soweit, als die schweizerischen Rahmenbe-
dingungen und Standortvorteile nicht beein-
trächtigt werden. Die Schweiz soll ihren Spiel-
raum für die Schaffung besserer Rahmen-
bedingungen und von Wettbewerbsvorteilen 
autonom nutzen. Souveränitätspolitisch gese-
hen ist aber eine parallele Rechtsentwicklung
in der Schweiz und in der EU unbedenklich.

Die Schweizer Behörden und Organisationen
müssen die Möglichkeiten der Information
und der Mitwirkung im Sinne aktiver Netz-
werke offensiv nutzen. Dazu gehören na-
mentlich eine kompetente Einsitznahme in
europäischen Verbänden, in Expertenaus-
schüssen sowie ein Beobachterstatus der
Schweiz im EFTA/EWR-Kreis. Notwendig ist
auch ein intensiver Kontakt mit allen ent-
scheidenden wie auch mit den beratenden
Gremien. Wichtig ist eine konstante Abstim-
mung mit der Wirtschaft, um Synergien zu er-
reichen.

Im globalen Umfeld erfolgen Verhandlungen
immer stärker im Rahmen von Koalitionen
und Gruppen und nicht mehr rein bilateral.
Die Schweiz hat für solche Verhandlungen
weniger Mittel und kann auch weniger Ge-
genleistungen offerieren. Die notwendigen
Kapazitäten für autonome internationale
Verhandlungen müssen dem Umfeld der re-
gionalen Blöcke angepasst werden.

Aussenwirtschaftspolitik

a) Handelspolitische Aspekte
Der bilaterale Ansatz ermöglicht es der
Schweiz, grundsätzlich ihren autonomen
Handlungsspielraum im Bereiche der Aussen-
wirtschaftspolitik zu bewahren. Damit ist der
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Spielraum für bessere 
Rahmenbedingungen nutzen

grundsätzlich um die gleichen Regeln, wie sie
in den geltenden Sozialversicherungsabkom-
men zur Anwendung kommen.

Aus Sicht des Schweizerischen Arbeitgeber-
verbandes ist auf einen weiteren Ausbau der
Sozialversicherungen zu verzichten. Im Sinne
einer Gesamtstrategie sind die bestehenden
Sozialversicherungen, inklusive das Dreisäu-
lensystem in der Altersvorsorge, zu sichern
und zu sanieren. Indes muss zur Berücksichti-
gung der Auswirkungen des EU-Rechtes bei
allen Sozialversicherungsvorlagen die Koor-
dinierbarkeit verbessert, der Leistungsexport
vermieden und der einheitliche Vollzug si-
chergestellt werden.

Die Auswirkungen des bestehenden oder ent-
stehenden EU-Rechts im Sozialversiche-
rungsbereich auf die Schweiz sind für alle drei
Optionen laufend zu analysieren. Im bilatera-
len Bereich besteht kein Zwang zum Nach-
vollzug der europäischen Rechtsentwicklung.
Im Falle des EWR- und im Falle eines EU-
Beitritts müsste die europäische Rechtsent-
wicklung übernommen werden.
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Weg, den sie unter dieser Voraussetzung ein-
zuschlagen hat, klar vorgezeichnet. Ange-
sichts der engen Verflechtungen der schweize-
rischen Wirtschaft mit dem europäischen Bin-
nenmarkt und der Weltwirtschaft gibt es im
Wesentlichen zwei Vorgaben, welche die Aus-
senwirtschaftspolitik zu beachten hat: den
Zugang zu den Märkten der Europäischen
Union und die volle Unterstützung für weite-
re Öffnungen im Rahmen der Welthandels-
organisation (WTO). Diese beiden Marsch-
richtungen müssen sich gegenseitig ergänzen
und können nicht als Alternativen betrachtet
werden.

Beim bilateralen Ansatz stehen folgende vier
Szenarien der Wirtschaft im Vordergrund:

■ Dort wo nach Abschluss der bilateralen Ab-
kommen mit der EU noch Hindernisse und
Diskriminierungen bestehen, sollen diese
durch weitere bilaterale Abkommen abge-
baut bzw. beseitigt werden. Die Fortent-
wicklung der EU wird zweifellos zusätzli-
che bilaterale Abkommen bedingen.

■ Die Schweiz muss mit Entschlossenheit das
Vorhaben einer weiteren Verhandlungsrun-
de im Rahmen der WTO unterstützen und
alles fördern, was dieses multilaterale Re-
gelwerk stärkt. Sie muss sich gegen Ent-
wicklungen wehren, welche dieses System
schwächen könnten, wie z.B. systemfremde
Auflagen in den Bereichen Umwelt und So-
zialfragen.

■ Auf Drittmärkten, wo schweizerische Ex-
porte gegenüber jenen aus den EU-Mit-
gliedländern diskriminiert werden, muss
versucht werden, solche Hemmnisse ohne
Zeitverzug abzubauen, indem im Rahmen
der EFTA parallele Freihandelsabkommen
mit diesen Drittländern abgeschlossen wer-
den. Im Rahmen der Möglichkeiten sollen
die Freihandelsabkommen der EFTA und
der EU, insbesondere bezüglich der ge-
meinsamen Anwendung der Ursprungsre-
geln, verknüpft werden. Als Beispiel kann
die paneuropäische Kumulation der Ur-
sprungsregeln dienen.

■ Die Schweiz muss zusammen mit ihren
EFTA-Partnern oder allein den Kontakt
und die Zusammenarbeit mit regionalen
Organisationen, wie z.B. mit dem Mercosur
oder der Asean, suchen.

b) Geld- und währungspolitische Aspekte
Bei der Weiterführung des bilateralen Ansat-
zes ist die Autonomie der Schweizerischen
Nationalbank (SNB) gewährleistet, was einen
entsprechenden Handlungsspielraum für die
schweizerische Geldpolitik beinhaltet. Auto-
nomie heisst dabei nicht, dass die schweizeri-
sche Geldpolitik völlig losgelöst von den Vor-
gängen auf den internationalen Finanz- und
Kapitalmärkten geführt werden kann. Es ver-
bleibt jedoch im Vergleich zu institutionellen
oder anderen Bindungen ein grösserer Frei-
raum, der es der SNB ermöglicht, auf wirt-
schaftliche Einflüsse aus dem In- und Ausland
geldpolitisch in eigener Regie zu reagieren,
ohne das Ziel der Preisstabilität aus den 
Augen zu verlieren.

Grundsätzlich bestehen für die schweizeri-
sche Geldpolitik in dieser integrationspoliti-
schen Variante drei Optionen:

■ Anbindung des Frankenkurses an den
Euro;

■ Übergang zu einer je nach Situation wech-
selkursorientierten Geldpolitik;

■ Weiterführung einer eigenständigen Geld-
politik, die in erster Linie auf die Wirkung
der automatischen Stabilisatoren setzt.
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Aufgrund empirischer und theoretischer Er-
fahrungen und Untersuchungen herrscht in
der Wirtschaft die Meinung vor, dass die Fort-
führung der bisherigen flexiblen geldpoliti-
schen Strategie des Noteninstituts für die
schweizerische Volkswirtschaft am zweck-
mässigsten ist. Es besteht unter den heutigen
Verhältnissen kein Grund, den Franken an
den Euro anzubinden. Die damit verbun-
dene Reduktion des «Zinsbonus» würde zu
erheblichen volkswirtschaftlichen Anpas-
sungskosten führen. Obwohl der Start des
Euro reibungslos erfolgte, dürfte er seine
Bewährungsprobe kaum schon bestanden 
haben.

Im Falle des bilateralen Ansatzes ergeben sich
folgende zwei Szenarien:

■ Grundsätzlich hat die SNB für ein Geldan-
gebot zu sorgen, das ausreicht, um das
volkswirtschaftliche Produktionspotenzial
bis hin zur Vollauslastung bei tiefer In-
flation und niedrigem Zinsniveau zu finan-
zieren. Für die Schweiz ist die Frage des
Verhältnisses zwischen innerem Geldwert
und Wechselkursstabilität von besonderer
Bedeutung. Bei gravierenden aussenwirt-
schaftlich oder politisch bedingten Störun-
gen soll die SNB auf den Wechselkurs ein-
wirken.

■ Auf längere Frist kann die Geldpolitik nur
nominale Grössen (Inflation), nicht aber
reale Ziele wie die Höhe des realen Brut-
toinlandproduktes beeinflussen. Die Quel-
len des Wachstums sind letztlich die Investi-
tionen in Sach- und Humankapital, Pro-
dukt- und Prozessinnovationen und eine
laufende Optimierung der Faktorkombina-
tionen.

Finanz- und Steuerpolitik
Bei der Fortführung des bilateralen Ansatzes
gilt es, die positiven Entwicklungen in der EU
in autonomer Form zu übernehmen. Dazu
gehören die steuerlichen Regelungen betref-
fend die Tochterdividenden aus einem ande-
ren EU-Staat, die steuerliche Behandlung
von grenzüberschreitenden Umstrukturie-
rungen sowie die konsolidierte Betrachtungs-
weise im Steuerrecht (Konzernsteuerrecht bei
grenzüberschreitenden Tätigkeiten).

Auf der andern Seite sollen dort, wo die
Schweiz infolge ihrer Nichtmitgliedschaft bei
der EU im Steuerbereich noch vergleichswei-
se über Vorzüge verfügt, diese nicht aufgege-
ben werden. In solchen Fällen drängt sich
eine Anpassung an den acquis communau-
taire keineswegs auf. Als Beispiel diene der
Hinweis auf die bestehenden Regelungen der
Amtshilfe in den Doppelbesteuerungsab-
kommen oder auf die derzeitigen Harmoni-
sierungsbestrebungen im Bereich der Unter-
nehmensbesteuerung (Verhaltenskodex). Das
schweizerische Bankkundengeheimnis ist ein
fester Teil unserer Rechtsordnung. Die Aus-
nahmen von der Schweigepflicht der Banken
sind abschliessend geregelt, so auch mit Be-
zug auf die internationale Rechtshilfe in
Strafsachen. Die darin verankerten Prinzipien
sind das Resultat rechtsstaatlicher und demo-
kratischer Entscheide. Weiterentwicklungen
sind dabei indessen möglich und im konstruk-
tiven Dialog mit den Gesprächspartnern in
der EU zu überprüfen. Rechtshilfe ist auf den
Tatbestand des Abgabebetrugs zu beschrän-
ken.

Im Bereich der Mehrwertsteuer ist auf eine
Anhebung der Sätze auf die Minimalerfor-
dernisse der EU zu verzichten. Hingegen
kann eine massvolle Erhöhung ins Auge ge-
fasst werden unter der Voraussetzung, dass
die Mehreinnahmen durch Reduktionen bei
den direkten Steuern vollumfänglich ausge-
glichen werden. 13
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In Verhandlungen mit der EU bzw. mit den
EU-Mitgliedstaaten sollte die Schweiz versu-
chen, Benachteiligungen von Schweizer Un-
ternehmen in der Unternehmensbesteuerung
gegenüber den EU-Unternehmen in folgen-
den Gebieten zu eliminieren bzw. abzubauen:

■ Beseitigung der Quellensteuer auf Dividen-
den im Mutter-/Tochter-Verhältnis

■ Beseitigung der Quellensteuer auf Zinsen
und Lizenzen im Mutter-/Tochter-Verhält-
nis

■ Einbezug der Schweiz in die EU-Schiedsge-
richtskonvention oder Aufnahme entspre-
chender Schiedsklauseln in die Doppelbe-
steuerungsabkommen

■ Beseitigung von steuerlichen Hindernissen
bei Umstrukturierungen von Unternehmen
in den Doppelbesteuerungsabkommen

■ Verbesserungen betreffend Gewinn- und
Verlustrechnung im Mutter-/Tochter-Ver-
hältnis, falls die EU diesen Schritt vollzieht.

Die finanziellen Konsequenzen der Umset-
zung der bilateralen Abkommen können
nicht integral aufgezeigt werden, da der Integ-
rationsbericht des Bundesrates aus dem Jahre
1999 nur die direkten finanziellen Auswirkun-
gen auf den Staatshaushalt erörtert. Es ist 
davon auszugehen, dass die jährliche Mehrbe-
lastung des Bundeshaushalts sich auf 310 Mio.
Schweizer Franken belaufen wird. Welche
Kosten auf den anderen staatlichen Stufen
anfallen würden und welche Konsequenzen
dies für das Wirtschaftswachstum und die 
Unternehmen hätte, kann nicht abschliessend
gesagt werden.

Sozialpolitik

a) Arbeitsmarkt
Angesichts der zentralen Rolle, welche die
Freizügigkeit im Personenverkehr bei der
EWR-Abstimmung spielte, war die Schweiz
bei der Aushandlung des Personenverkehrs-
abkommens im Rahmen der bilateralen Ver-
handlungen bemüht, ein Verhandlungsergeb-
nis zu erzielen, das quantitativ und qualitativ
unter demjenigen des EWR lag. Aus diesem
Grunde sind im neuen Abkommen verschie-
dene Schutzklauseln und weitere Kautelen
vorgesehen. Nach Ablauf der Übergangsfrist
sollen aber die Regeln des freien Personen-
verkehrs, wie sie innerhalb der EU bereits zur
Anwendung kommen, grundsätzlich auch für
die Schweiz gelten. Gemäss dem Vertrag über
die Europäische Union können alle EU-Bür-
ger ihren Arbeitsplatz und ihren Aufenthalts-
ort innerhalb des Binnenmarktes frei wählen.
Voraussetzung für dieses Aufenthaltsrecht ist
allerdings die Aufnahme einer selbständigen
oder unselbständigen Tätigkeit; im Binnen-
markt gibt es keine Freizügigkeit der Arbeits-
losen. Die Freizügigkeitsregeln sehen auch
den Familiennachzug vor. Rentner, Studenten
und übrige Nichterwerbstätige haben das
Recht, sich in einem Vertragsstaat aufzuhal-
ten, wenn sie gegen Krankheit versichert sind
und über genügend finanzielle Mittel verfü-
gen.

Aus Sicht der Wirtschaft ist das Abkommen
über den freien Personenverkehr ein wesent-
licher Beitrag zur Verbesserung der Arbeits-
marktflexibilität, auch wenn angesichts der
begrenzten Mobilität des Faktors Arbeit nicht
mit bedeutenden Wanderungsbewegungen
zwischen der Schweiz und der EU zu rechnen
ist. Gegenüber der bisherigen Situation ent-
fallen die zeitaufwendigen und kostspieligen
Bewilligungsverfahren für die Firmen. Bedeu-
tungsvoll ist zudem die gegenseitige Anerken-
nung von Diplomen (Ausbildungsabschlüs-
sen).

Die Wirtschaft hat ein Interesse daran, dass
die verschiedenen im Abkommen vorgesehe-
nen Phasen problemlos bewältigt werden
können und dass wenn möglich auf die Anru-
fung der Schutzklauseln verzichtet werden
kann. Dies ist nicht zuletzt auch im Hinblick
auf die Möglichkeit der Schweiz wichtig, nach
Ablauf einer Zeitperiode von sieben Jahren
das Abkommen einem fakultativen Referen-
dum zu unterstellen.14

Personen-
verkehrsabkommen 
fördert Arbeits-
marktflexibilität
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b) Sozialversicherungen
Die Koordination der sozialen Sicherheit der
Schweiz ist im Verhältnis zur EU weitestge-
hend eingeführt. Sie erfasst in erster Linie
und fast ausschliesslich die gesetzlichen Sozi-
alversicherungszweige. Die bilateralen Ver-
träge komplettieren sie. Allerdings bleibt die
EU-Rechtssprechung ausgeschlossen, ebenso
wie die automatische Übernahme des acquis
communautaire. Die übrige Sozialgesetzge-
bung und die Sozialhilfe unterliegen nicht der
Koordination. Für den Bund, die Kantone
und die Wirtschaft ergibt sich die Notwendig-
keit, eine mögliche Ausweitung der Koordina-
tion besser zu steuern als bisher. Dies erfor-
dert eine klare Zuordnung der Zuständigkeit
und die Vermeidung von Engpässen und eine
regelmässige Kontaktpflege mit dem Bund
sowie ein frühzeitigeres Agieren der Wirt-
schaftsverbände. Spezielle Beachtung ver-
dient die Entwicklung auf dem Gebiet der
zweiten Säule, weil die EU auf diesem Gebiet
einen Erlass vorbereitet. In erster Linie geht
es dabei um die «Wahrung ergänzender Ren-
tenansprüche von Arbeitnehmern und Selb-
ständigen, die sich innerhalb der EU bewe-
gen». Für die Schweiz, deren zweite Säule für
den obligatorischen BVG-Teil der EU-Ver-
ordnung 1408/71 aufgrund der bilateralen Ab-
kommen praktisch unterstellt ist, ergäbe sich
daraus ein spezielles Problem der Doppel-
unterstellung, weil die ergänzende Vorsorge
der EU-Staaten nicht dieser EU-Verordnung
untersteht.
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Zweite Säule verdient
spezielle Beachtung

4.3 Szenarien im Hinblick auf 
eine Teilnahme am EWR

Staatspolitik

Im Falle eines EWR-Beitrittes bestünde für
einen selektiven Nachvollzug aufgrund einer
nüchternen Interessenabwägung kein Raum.
In allen dem EWR unterstellten Bereichen ist
– trotz des «opting out» – die Übernahme der
EU-Regeln zwingend. Entsprechend muss die
sorgfältige Interessenvertretung offensiv in
das «decision shaping», aber auch in die im
Vergleich zu bilateralen Abkommen verbes-
serten Durchsetzungsmechanismen einge-
bracht werden. Die Wirtschaft muss in die In-
formations- und Konsultationsmechanismen
des EWR voll eingebunden werden. Die
Schweiz müsste in der EFTA eine Führungs-
rolle wahrnehmen und dafür einstehen, dass
die EFTA im Konsultationsprozess liberale
Positionen vertritt.

Aus Sicht der EU ist die Zukunft des EWR
grundsätzlich nicht in Frage gestellt. Hinge-
gen wird der EWR im Zuge des Erweite-
rungsprozesses der EU mehr und mehr mar-
ginalisiert. Vergleichsweise haben die heuti-
gen EFTA/EWR-Länder (Norwegen, Island
und Liechtenstein) politisch und wirtschaft-
lich wenig Gewicht. Würde die Schweiz zu
dieser Gruppe stossen, erhielte der EWR
zweifellos einen etwas höheren Stellenwert.
Die heutigen EFTA/EWR-Länder sind mit
den Ergebnissen des EWR, namentlich auf
wirtschaftlichem Gebiet, insgesamt zufrieden.
Hingegen bestehen bei der praktischen
Durchsetzung des «decision shaping» konkre-
te Probleme. Die EFTA/EWR-Länder müs-
sen sich dabei immer wieder manifestieren,
wollen sie in diesen Prozessen (Arbeit der zu-
ständigen Gremien in der EU) nicht vernach-
lässigt werden.
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Aussenwirtschaftspolitik

a) Handelspolitische Aspekte

Beim Abkommen über den Europäischen
Wirtschaftsraum (EWR) handelt es sich um
einen hoch entwickelten dynamischen Asso-
ziationsvertrag, der auf der Basis des EG-
Rechts für die am EWR beteiligten EFTA-
Länder binnenmarktähnliche Verhältnisse
schafft. Das EWR-Abkommen schliesst den
wirtschaftspolitisch wichtigen Bereich der ge-
meinsamen Aussenhandelspolitik aus. Hin-
gegen sieht Artikel 46 des Abkommens einen
nicht bindenden wirtschafts- und währungs-
politischen Informationsaustausch zwischen
den Vertragsparteien vor. Sofern EWR-re-
levante EG-Rechtserlasse konkrete Regeln
für die Beziehungen zu Drittstaaten enthal-
ten, sind diese im Prinzip auch für die
EFTA/EWR-Staaten verbindlich, falls sie
nicht ausdrücklich wegbedungen oder spezi-
fisch auf die Bedürfnisse der EFTA/EWR-
Staaten zugeschnitten werden. Das Auswei-
ten des EWR-Abkommens in Richtung einer
Zollunion wäre von der Systematik her mög-
lich. Bei einem solchen Schritt würden die
EFTA/EWR-Staaten allerdings ihre Auto-
nomie im Aussenwirtschaftsbereich weitge-
hend aufgeben.

Im Falle eines EWR-Beitrittes sollte aus Sicht
der Wirtschaft bezüglich der Drittlandregeln
auf folgende Ziele hingearbeitet werden:

■ Die EFTA/EWR-Staaten sollten als Beob-
achter im 133er-Ausschuss der EU mitwir-
ken können, damit sie angemessen auf die
Formulierung von relevanten Drittlandre-
geln Einfluss nehmen können.

■ Die Schweiz sollte aktiv an dem im Rahmen
des EWR-Abkommens vorgesehenen «de-
cision shaping» teilnehmen und sich ent-
sprechend vorbereiten.

b) Geld- und währungspolitische Aspekte
Wie bereits unter Ziff. 4.2 (Szenarien für den
bilateralen Ansatz) ausgeführt, sind die
Handlungsmöglichkeiten der schweizerischen
Geldpolitik sowohl bei der Weiterführung des
bilateralen Ansatzes als auch bei einer Teil-
nahme der Schweiz am EWR mehr oder we-
niger gleich, weil die Schweizerische Natio-
nalbank (SNB) autonom bleibt. Somit gelten
auch im Falle eines EWR-Beitritts die Aus-
führungen, die unter der erwähnten Ziffer ge-
macht wurden. Der EWR schliesst vertraglich
die Geld- und Währungspolitik nicht ein. Im
Gegensatz zum bilateralen Ansatz mögen al-
lenfalls im EWR-Kontext die Voraussetzun-
gen für eine geld- und währungspolitische Zu-
sammenarbeit etwas besser sein.

Finanz- und Steuerpolitik

Im EWR-Abkommen ist die Steuerharmoni-
sierung der direkten und indirekten Steuern
nicht vorgesehen. Mit anderen Worten ist die
finanz- und fiskalpolitische Autonomie wie
beim bilateralen Ansatz gewahrt. Somit gel-
ten die finanz- und steuerpolitischen Szena-
rien für den bilateralen Ansatz (vgl. Ziff. 4.2)
auch im vorliegenden Fall. Das heisst, dass die
Schweiz bei einer Teilnahme am EWR die po-
sitiven Entwicklungen im Steuerbereich der
EU übernehmen könnte, während sie jene
Vorteile aufrechterhalten müsste, die im Falle
eines Nichtbeitrittes zur EU günstiger für die
schweizerische Volkswirtschaft sind. Wie im
Falle des bilateralen Ansatzes müsste auch bei
einer Teilnahme am EWR das Bankkunden-
geheimnis integral gewahrt werden.

Was die finanziellen Konsequenzen einer
Teilnahme am EWR betrifft, muss davon aus-
gegangen werden, dass der Bundeshaushalt
jährlich mit rund 490 Mio. Franken zusätzli-
chen Ausgaben belastet würde. Diese Be-
lastung wäre gegenüber den Aufwendungen
im bilateralen Ansatz um rund 60 Prozent
höher. Insgesamt ist jedoch diese Differenz
von relativ untergeordneter Bedeutung. Eine
allfällige Mehrbelastung des Bundeshaus-
haltes müsste auf der Ausgabenseite fiskal-
quotenneutral kompensiert werden.16

Gemeinsame Aussen-
handelspolitik ist nicht
Gegenstand des EWR
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Sozialpolitik 

a) Arbeitsmarkt
Das im EWR der Sozialpolitik gewidmete
Kapitel basiert weitgehend auf entsprechen-
den Bestimmungen des Vertrags über die Eu-
ropäische Union. Im Wesentlichen werden
darin die Rechtsgrundlagen für die Übernah-
me des acquis communautaire in den Berei-
chen Sicherheit und Gesundheitsschutz am
Arbeitsplatz, Arbeitnehmerrechte sowie Ge-
schlechtergleichheit geschaffen. Zudem ist
auch die Sozialpolitik als Kooperationsfeld
erwähnt. Die Charta der sozialen Grundrech-
te der Arbeitnehmer hingegen ist nicht Ge-
genstand des EWR-Abkommens. Mit einer
politischen Erklärung bekräftigen aber die
EFTA/EWR-Staaten die Bedeutung der so-
zialen Dimension, die in Zusammenarbeit mit
den Sozialpartnern anzustreben ist. Grund-
sätzlich gilt, dass bei einer EWR-Teilnahme
die Auswirkungen im Bereiche der Sozialpoli-
tik mit denjenigen des EU-Beitritts vergleich-
bar wären, da der acquis communautaire zu
übernehmen wäre.

b) Sozialversicherungen
Im Sozialversicherungsrecht müsste die
Schweiz im Falle des EWR den ganzen acquis
communautaire übernehmen und die Rechts-
sprechung des Europäischen Gerichtshofes
anerkennen. Das hiesse, dass die künftige
Rechtsentwicklung der EU aktiv mitbegleitet
werden müsste, was die schweizerische Sozial-
politik stark beeinflussen könnte. Ganz sicher
würden beispielsweise betreffend der Mutter-
schaftsversicherung, des «congé parental»
und der speziellen Rechtsstellung der 2. Säule
erneut Fragen aufgeworfen.
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EWR hat Übernahme 
des sozialpolitischen acquis

zur Folge

4.4 Szenarien im Hinblick 
auf eine 
EU-Mitgliedschaft

Staatspolitik

Die Schweiz müsste versuchen, auf allen
Stufen der europäischen Institutionen wir-
kungsvoll mitzugestalten (Europäischer
Rat, Rat der EU, Europäisches Parlament)
und ihre Interessen gebündelt einzubrin-
gen. Dies bedingt die Anpassung der Struk-
tur des Bundesrates (etwa konstanteres
Präsidium zwecks einer effektiven Vertre-
tung im Europäischen Rat auf Stufe Regie-
rungschefs/Staatspräsidenten, Fachminister
zur Sicherstellung der Vertretung im Rat
der EU).

Tendenziell bringt die europäische Integra-
tion eine Kompetenzverlagerung zur Exe-
kutive und noch mehr zur Verwaltung. Dies
gilt insbesondere im Rahmen der heutigen
Struktur der EU, in der die Entscheidungs-
kompetenz beim Rat der EU als Organ der
Regierungen liegt. Gleichzeitig wird so
auch ein höherer Einfluss für die kleineren
Staaten sichergestellt und einer Aushöh-
lung nationaler Kompetenzen entgegenge-
steuert. In der Schweiz wäre die entstehen-
de Kompetenzverschiebung insofern von
besonderer Bedeutung, als die Kontrolle
der Regierung nicht wie in einer parlamen-
tarischen Demokratie über ein Misstrau-
ensvotum aufgrund einer gesamten Politik,
sondern im Rahmen der direkten Demo-
kratie durch das Volk mit Referenden über
Einzelfragen erfolgt. Es müsste geprüft
werden, wie die durch die verstärkte Integ-
ration entstehende Kompetenzverschie-
bung von Legislative und Souverän zur
Exekutive ausbalanciert werden kann, ohne
dass dadurch die wirkungsvolle Durchset-
zung von Schweizer Positionen im EU-Rah-
men verzögert oder gar verhindert würde.
Eine besondere Problematik stellen die oft
wenig transparenten und nicht demokra-
tisch abgestützten Ausschüsse der EU dar,
welche das Übergewicht der Verwaltung
stärken und naturgemäss ein Potenzial für
staatliche Eingriffe bilden.
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Das Europäische Parlament erhält zuneh-
mendes Gewicht. Die Durchsetzung von
Schweizer Positionen dürfte sich somit nicht
auf die Regierungsebene beschränken, son-
dern müsste die politisch/parlamentarische
Ebene miteinbeziehen. Die Einsitznahme im
Europäischen Parlament würde in der
Schweiz eine neue Kategorie von Parlamen-
tariern einführen. Diese Veränderung hätte
Auswirkungen auf die schweizerische Partei-
enlandschaft und damit auch Rückwirkungen
auf die Innenpolitik. Eine wirkungsvolle
Wahrnehmung der Interessen und eine
kohärente Politik wäre nur möglich, wenn die
parlamentarischen Arbeiten auf allen Ebenen
abgestimmt werden.

Das Justizsystem müsste an die europäischen
Herausforderungen angepasst werden. Die
Justizreform ist ein erster Schritt in diese
Richtung. Der föderale Aufbau des Justiz-
systems müsste aber bezüglich seiner Effi-
zienz und Transparenz hinterfragt und wohl in
einzelnen Rechtsgebieten selektiv angepasst
werden. Gerade in Wirtschaftsrechtsfragen
müsste ein erstinstanzliches Gericht auf Bun-
desebene geschaffen werden.

Mit dem Rechnungshof besteht in der EU ein
wichtiges Kontrollinstrument, welchem die
Schweiz mit den parlamentarischen Kontrol-
len keine vergleichbaren Institutionen entge-
gensetzen kann.

Die Schweiz müsste versuchen, die Politik der
EU aktiv und offensiv mitzugestalten. Dabei
müsste sie einen konsequent liberalen Kurs
steuern und staatlichem Interventionismus
entgegentreten. Sie müsste gezielt Allianzen
mit ähnlich orientierten Ländern suchen.
Zielrichtung müsste ein im globalen Rahmen
wettbewerbsfähiger Wirtschaftsstandort Eu-
ropa sein. Im Sinne des Subsidiaritätsprinzips
müssen Regelungen grundsätzlich auf der
tiefsten Ebene gesucht werden, welche dem
Problem angemessen ist. Jede Kompetenzde-
legation nach oben muss daher besonders be-
gründet werden. Dabei müssten auch die
Chancen zur Deregulierung offensiv genutzt
werden.

Dem Wettbewerb der Systeme ist hohes Ge-
wicht einzuräumen. Dies gilt insbesondere für
die Steuerpolitik. Harmonisierung ist nur
dann gerechtfertigt, wenn tatsächlich stören-
de Hindernisse beseitigt werden. Die nationa-
len, regionalen und lokalen Ebenen dürften
nicht zu reinen Vollzugsinstanzen degradiert
werden. Selbstregulierung müsste stets als Al-
ternative zu staatlichen Eingriffen geprüft
werden, jedoch nur unter der Voraussetzung,
dass alle Marktteilnehmer einbezogen sind.

Die durch die EU eingeführte zusätzliche 
Regelungsebene soll innerhalb der Schweiz
soweit möglich durch einen Abbau von staat-
lichen Aktivitäten kompensiert werden. Von
Synergie-Effekten wäre weitestgehend Ge-
brauch zu machen. Eine Entschlackung staat-
licher Aufgaben wäre auf allen Ebenen voran-
zutreiben.

Die Mitwirkung der Wirtschaft in der Ent-
scheidfindung müsste sowohl auf der europäi-
schen Ebene wie auch auf der Schweizer Ebe-
ne gewährleistet und noch gestärkt werden.
Dies gilt auch für die Einflussnahme bei Ver-
handlungen der EU mit Drittstaaten. Institu-
tionalisierte Mitwirkungsmöglichkeiten (so-
zialer Dialog, Wirtschafts- und Sozialaus-
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schuss, Round Table) sind Herausforderun-
gen für die nationalen Wirtschaftsverbände
und beanspruchen zusätzliche Ressourcen.

Aussenwirtschaftspolitik

a) Handelspolitische Aspekte
Kernstück der Aussenwirtschaftspolitik der
EU ist die Zollunion. Es liegt in der Natur der
Sache einer Zollunion, dass gegenüber Dritt-
staaten nur eine gemeinsame Aussenhandels-
politik in Frage kommt. Die EU-Mitgliedlän-
der mussten deshalb ihre entsprechende Zu-
ständigkeit den Institutionen der EU übertra-
gen. Ausnahmen gibt es lediglich dort, wo es
um gemischte Zuständigkeiten geht, das heisst
dort, wo die Abkommen ebenfalls die Zustim-
mung der Mitgliedstaaten voraussetzen.

Vorteilhaft würde sich ein Beitritt in folgen-
den Bereichen auswirken:

■ Aufgabe der Ursprungsregeln im Verhältnis
zu den Mitgliedländern der EU;

■ Erleichterungen für die Unternehmen, die
im Zusammenhang mit der Aufhebung der
Grenzkontrollen entstehen;

■ Teilnahme der Schweiz bei der Ausgestal-
tung der gemeinsamen Aussenhandelspoli-
tik der EU in den zuständigen Gremien der
EU;

■ Teilhabe an der «Treaty Making Power» der
EU in deren regionalen und globalen Ab-
kommensnetzen.

■ Teilnahme am Dialog und an der Zusam-
menarbeit zwischen der EU und anderen
regionalen Wirtschaftsblöcken.

Nachteile bei einem Beitritt:

■ Erhöhung gewisser Zollsätze gegenüber
Drittländern im Rahmen der Neuausrich-
tung auf den Zolltarif der EU;

■ Übernahme der handelspolitischen Mass-
nahmen der Gemeinschaft, die nicht selten
komplex und manchmal protektionistisch
sind (Einfuhrbeschränkungen für «sensible»
Produkte und Antidumping-Zollsätze).

Im Falle eines Beitritts zur EU müsste auf 
folgende Ziele hingearbeitet werden:

■ Die Schweiz müsste sich als EU-Mitglied-
land mit Entschlossenheit dem Lager jener
Mitgliedländer anschliessen, die für einen
freien Welthandel eintreten;

■ Sie müsste eine gemeinsame Aussenhandels-
politik unterstützen, welche den Vorrang
multilateraler Regeln und Prozeduren im
Rahmen der WTO anerkennt und sicher-
stellt.

■ Sie müsste danach trachten, dass der Dialog
und die Zusammenarbeit zwischen der EU
und anderen Wirtschaftsblöcken (USA,
Mercosur, Asean usw.) in Lösungen mün-
den, die mit den Regeln der WTO überein-
stimmen und diese in keinem Fall
schwächen.

b) Geld- und währungspolitische Aspekte
Im Falle eines Beitritts zur EU wäre davon
auszugehen, dass die Schweiz auch der Eu-
ropäischen Währungsunion (EWU) beitreten
würde, da sie die Maastricht-Kriterien erfül-
len dürfte und ihr kaum ein «opting out» zu-
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gestanden würde. Auf der positiven Seite ei-
ner Teilnahme der Schweiz an der EWU ste-
hen:

■ Wegfall des Wechselkursrisikos zum Euro-
land und geringere Transaktions- und Hed-
gingkosten;

■ Verbesserte Preistransparenz und als Folge
davon mehr Wettbewerb;

■ Integration in einen europaweiten liquiden
Geld- und Kapitalmarkt;

■ Stärkere Sparbildung wegen des tenden-
ziell höheren Zinsniveaus im Euroland;

■ Einsitznahme im Rat der Europäischen
Zentralbank (EZB).

Auf der negativen Seite einer Teilnahme der
Schweiz an der EWU stehen:

■ Aufgabe der autonomen Geldpolitik und
damit Verzicht auf eine auf die schweizeri-
sche Konjunktur zugeschnittene Geldpoli-
tik mit dem Ziel der Preisstabilität;

■ Reduktion des «Zinsbonus», verstanden als
Zinsdifferenz gegenüber Euroland, und
verbunden damit eine Verteuerung des Pro-
duktionsfaktors Kapital;

■ Geringere Arbeitsproduktivität und gerin-
gere Löhne infolge eines zinsbedingt tiefe-
ren Kapitalstockes;

■ Finanzielle Umverteilung von den Schuld-
nern zu den Gläubigern (Nachteile für die
Hypothekarschuldner und den Staat).

Der Saldoeffekt aus den negativen und positi-
ven Aspekten einer Teilnahme der Schweiz an
der EWU lässt sich kaum objektiv beziffern.
Entsprechende Untersuchungen beruhen
notwendigerweise stets auf bestimmten Mo-
dellannahmen, deren Relevanz unterschied-
lich beurteilt werden kann.

Im Falle eines EU-Beitritts müssten folgende
Ziele beachtet werden:

■ Als flankierende Massnahme müsste in der
Schweiz die gesetzlich verankerte Verbin-
dung zwischen Hypothekarzinsen und Mie-
ten aufgelöst werden.

■ Der Schweizer Vertreter im Rat der EZB
müsste ein vehementer Verfechter einer
stabilitätsorientierten Geldpolitik der EZB
nach Massgabe des Maastrichter-Vertrags
sein.

■ Der Zeitpunkt des Beitritts müsste so ge-
wählt werden, dass sich daraus keine kon-
junkturellen Spannungen ergeben.

■ Aus Schweizer Sicht wäre es wichtig, den
Stabilitäts- und Wachstumspakt der EU
noch verbindlicher auszugestalten, um die
Einhaltung der fiskalischen Konvergenzkri-
terien auch in Zukunft sicherzustellen.

Finanz- und Steuerpolitik

Bei der direkten Besteuerung der Unterneh-
mungen und der natürlichen Personen müsste
der noch vorhandene Spielraum sowohl in
formeller als auch in materieller Hinsicht voll
genutzt werden, um weiterhin attraktive Steu-
erbedingungen anbieten zu können. Bei der
notwendigen Erhöhung der Mehrwertsteuer
auf EU-Niveau würde wegen der erforderli-
chen Kompensation ein weitgehender Um-
bau des schweizerischen Steuersystems erfor-
derlich, um die Staats- und Steuerquote nicht
ansteigen zu lassen. Von zentraler Bedeutung
wären dabei die Verbesserung der internatio-
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nalen Wettbewerbsfähigkeit der Schweizer
Wirtschaft sowie die Entlastungen bei ande-
ren Steuern. In der Frage der Kompensation
wäre in erster Linie eine entsprechende Re-
duktion der direkten Bundessteuer vorzuse-
hen. Die EU-Mindestmehrwertsteuersätze
müssten in der Schweiz den Status von Maxi-
malsätzen haben.

Sollte im Bereich der Zinsertragsbesteuerung
für nicht ansässige EU-Bürger eine Regelung
beschlossen werden, müsste jene Variante ge-
wählt werden, die mit den geringsten Nachtei-
len verbunden ist. Die Rechtshilfe müsste auf
den Abgabebetrug beschränkt bleiben. Eine
Ausweitung auf die einfache Steuerhinterzie-
hung wäre zu vermeiden. Liberale Institutio-
nen in der Beziehung Staat/Bürger wie das
Bankkundengeheimnis wären zu wahren. Ein
automatischer Austausch von Bankinforma-
tionen über die Grenze wäre auszuschliessen.

Bei der Frage der Finanzierung der Nettozah-
lung der Schweiz an die EU in der Grössen-
ordnung von schätzungsweise 3,1 Mia. Fran-
ken jährlich5 müsste eine Lösung gefunden
werden, bei der eine Erhöhung der Fiskalquo-
te vermieden wird. Der entsprechende Ansatz
wäre in zwei Richtungen zu suchen: erstens
durch zusätzliche Einnahmen aufgrund des
wirtschaftlichen Wachstums und/oder zwei-
tens durch anderweitige Einsparungen bei öf-
fentlichen Ausgaben. In jedem Fall müsste bei
den Beitrittsverhandlungen eruiert werden,
welches ein akzeptabler Berechnungsmodus
für die Nettoleistung der Schweiz ist und wie
ein Bezug zur EU-internen Diskussion über

eine Überprüfung des Ausgleichssystems (so
genannte «Nettozahlerdiskussion»)  herge-
stellt werden kann. Es müsste vermieden wer-
den, dass die Schweiz innerhalb der EU den
bei weitem höchsten Pro-Kopf-Beitrag ent-
richtet.

Um die fundamentalen finanzpolitischen
Gleichgewichte zu wahren (Haushalt und
Verschuldung) müsste ein «Stabilitätspakt» in
der Schweiz vorgesehen werden, der alle öf-
fentlichen Haushalte einbezieht.6 Diesem
Pakt müssten striktere Regeln zugrunde ge-
legt werden als jene des Maastricht-Vertrags.
Das Erfordernis ausgeglichener Haushalte
während eines Konjunkturzyklus müsste res-
pektiert werden. Dieses Instrument müsste
hinsichtlich der anzustrebenden Ziele zwin-
genden Charakter haben, wobei es zwischen
den verschiedenen staatlichen Körperschaf-
ten partnerschaftlich entwickelt werden soll-
te, um die finanzielle und fiskalische Autono-
mie der Gemeinwesen soweit als möglich zu
gewährleisten.

Sozialpolitik 

a) Arbeitsmarkt
Die wichtigsten Ziele der EU-Sozialpolitik
sind die Verbesserung der Beschäftigung, die
Anhebung der Lebens- und Arbeitsbedingun-
gen, der angemessene soziale Schutz und die
Förderung des sozialen Dialogs zwischen Ar-
beitgebern und Arbeitnehmern. Seit 1992
sind verschiedene neue Gemeinschaftsbe-
stimmungen auf dem Gebiet der Sozialpolitik
erlassen worden. Unter anderem wurde der
Bereich Gesundheitsschutz und Sicherheit
am Arbeitsplatz durch verschiedene Richt-
linien ergänzt. Ausserdem enthält das EU-
Recht eine spezielle Regelung über die Ent-
sendung von Arbeitnehmern, wonach jeder
Mitgliedstaat die Schutzbestimmungen seines
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5 Der Integrationsbericht 1999 des Bundesrates geht
von einem Total der Zahlungen der Schweiz an die
EU von 4,4 Mia. Franken aus. Diesem Betrag ste-
hen Leistungen der EU an die Schweiz in der Grös-
senordnung von 1,3 Mia. Franken gegenüber. Die
Nettozahlungen an die EU würden sich somit auf
3,1 Mia. Franken belaufen (vgl. Tabelle auf S. 259
des Berichtes).

6 Angesichts ihrer Finanzhoheit dürfte es allerdings
nicht einfach sein, auch die Kantone in diesen Sta-
bilitätspakt einzubeziehen.
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eigenen Rechts auch auf die Arbeitnehmer
aus anderen EU-Mitgliedstaaten anwendbar
erklären muss, die vorübergehend in sein
Staatsgebiet entsendet werden. Mit dem Ver-
trag von Amsterdam wurde ein Beschäfti-
gungskapitel in den Vertrag über die Europäi-
sche Union eingefügt, das neue Bestimmun-
gen über die Chancengleichheit, die öffentli-
che Gesundheit und gegen die Diskriminie-
rung enthält. Eine wichtige Rolle spielt zu-
dem die im Jahre 2000 verabschiedete sozial-
politische Agenda, die eine Modernisierung
des europäischen Sozialmodells postuliert
und festlegt, auf welche Weise mehr Arbeits-
plätze geschaffen werden sollen. Die Sozial-
partner sind aufgerufen, Vereinbarungen aus-
zuhandeln, um die Arbeitsbedingungen und
die vertraglichen Beziehungen an die heuti-
gen Gegebenheiten anzupassen und damit ei-
nen Beitrag zur Wirtschaftsentwicklung zu
leisten. Insgesamt wurden seit der Schaffung
des Binnenmarktes rund 190 verbindliche
Neuerungen im Sozialbereich erlassen. Der-
zeit wird in der EU der Vorschlag einer Char-
ta der Grundrechte diskutiert, der weitere
Gebiete der Sozialpolitik massgebend beein-
flussen könnte. Zudem steht weiterhin die
Frage an, ob auf europäischer Ebene ein Mit-
bestimmungsmodell für Unternehmen einge-
führt werden soll.

Nach Auffassung der Union der Europäi-
schen Industrie- und Arbeitgeberverbände
(UNICE)7 ist es unerlässlich, die Arbeits-
marktflexibilität in der EU zu erhöhen. Dies
soll in erster Linie Sache der EU-Mitglied-
staaten sein. «Brüssel» sollte sich von illusori-
schen «Lösungen», wie z.B. einem generellen

Abbau der Arbeitszeit, deutlich distanzieren.
Viel zu lang sei die europäische Sozialpolitik
vom Erlass neuer Direktiven geprägt gewe-
sen. Die Zeit sei gekommen, um die Struktur
der Arbeitsmärkte zu vereinfachen auf der
Basis der Subsidiarität und der Angemessen-
heit, wie dies im Vertrag von Amsterdam fest-
gelegt worden ist.

Aus Sicht der schweizerischen Wirtschaft
wäre ebenfalls darauf zu achten, dass die Ar-
beitsmarkt- und Sozialpolitik möglichst wenig
harmonisiert wird. Auch diesbezüglich ist ein
Wettbewerb aus wirtschaftlichen Gründen
sinnvoll und vorzuziehen. Die entsprechende
Regulierung auf EU-Ebene ist bereits weit
vorangeschritten; eine Trendumkehr würde
sich aufdrängen. Im Falle eines EU-Beitritts
müsste sich die Schweiz entschieden für eine
Entflechtung der Sozialpolitik und für eine
Flexibilisierung der Arbeitsmärkte einsetzen
mit dem Ziel einer verbesserten Wettbe-
werbsfähigkeit der schweizerischen und eu-
ropäischen Wirtschaft im globalen Umfeld.

b) Sozialversicherungen
Im Grossen und Ganzen  würde sich bezüg-
lich der Sozialversicherungen und der Sozial-
politik gegenüber der Option «EWR» nicht
viel ändern. Mit der sozialpolitischen Agenda
2000 hat die EU jedoch festgelegt, dass das
europäische Sozialmodell modernisiert wer-
den muss. Es sollen nicht sozialpolitische
Massnahmen harmonisiert, sondern gemein-
same europäische Zielsetzungen unterstützt
werden. Dazu wird ein ganzes Spektrum von
Massnahmen skizziert, die aber für die
Schweiz weit weniger ein Problem sein sollten
als für Staaten mit einem Vollrentensystem
und einer staatlichen Grundvorsorge. Der
ganze acquis communautaire und die eu-
ropäische Rechtssprechung müssten über-
nommen werden. Ferner wären Sozialpartner
aller Stufen in die europäischen Gremien
(insbesondere in den Wirtschafts- und Sozial-
rat) zu delegieren. Dies würde einen zu-
sätzlichen innen- und aussenpolitischen
Meinungsbildungs- und Verhandlungsprozess
bedingen.
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7 economiesuisse und der Schweizerische Arbeitge-
berverband sind Mitglieder der UNICE und wir-
ken in den Organen der UNICE aktiv mit. Sie tei-
len die diesbezügliche Auffassung der UNICE.
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5 Zusammenfassung 5.1 Allgemeines

Mit der Annahme der bilateralen Verträge in
der Volksabstimmung vom 21. Mai 2000 ist es
auf schweizerischer Seite8 gelungen, einen
Quantensprung in den vertraglichen Verein-
barungen zwischen der Schweiz und der EU
zu erzielen. Diese betreffen vorab die wirt-
schaftlichen Beziehungen zwischen den bei-
den Partnern. Kurz- und mittelfristig können
damit wesentliche Anliegen der Schweizer
Wirtschaft erfüllt werden. Allerdings sollte
eine für die Wirtschaft derart wichtige Frage
nicht lediglich aus dem Moment heraus beur-
teilt werden. Die EU entwickelt sich weiter;
die Globalisierung der Wirtschaft setzt neue
Akzente; die Informationsgesellschaft hat ei-
nen starken und noch nicht absehbaren Wan-
del der wirtschaftlichen Strukturen zur Folge.
Als Staatswesen wird sich die Schweiz diesen
neuen Gegebenheiten stellen und die eigene
Position stets wieder von neuem überprüfen
müssen.

Angesichts dieser Vorgaben sollte die eu-
ropäische Integrationspolitik unseres Landes
nicht einseitig auf einen EU-Beitritt ausge-
richtet werden. Die Vor- und Nachteile der
verschiedenen, nach wie vor bestehenden Op-
tionen einer weiteren Annäherung an die EU
müssen gründlich abgeklärt und evaluiert
werden. Dies umso mehr, als unser Land dies-
bezüglich nicht unter einem unmittelbaren
Zeitdruck steht. 9

23

Integrationspolitik 
nicht einseitig auf 

EU-Beitritt ausrichten

8 Die Ratifikation der bilateralen Verträge durch die
EU steht derzeit noch aus. Zunächst muss das Ab-
kommen über den freien Personenverkehr noch
durch die EU-Mitgliedstaaten gutgeheissen wer-
den.

9 Die These, wonach ein weiteres Zuwarten mit der
EU-Mitgliedschaft unser Land der Möglichkeit be-
raube, die künftige Ausgestaltung der EU zu prä-
gen und schweizerische (direktdemokratische)
Elemente einzubringen, ist wohl zu relativieren.
Die Einflussmöglichkeiten neu eingetretener Län-
der in der EU sollten nicht zu hoch eingestuft wer-
den.
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5.2 Wirtschaftliche Aspekte

Grundsätzlich gilt, dass mit den sieben sekto-
riellen Abkommen wichtige Anliegen der
Wirtschaft aus heutiger Sicht weitgehend er-
füllt sind.10 Der Zugang zum europäischen
Binnenmarkt ist zu weiten Teilen ohne Dis-
kriminierung möglich. Noch nicht erfüllt ist
namentlich die Öffnung der Märkte für verar-
beitete Landwirtschaftsprodukte. Doch sind
entsprechende Verhandlungen in Aussicht ge-
nommen worden. Die Schweizer Wirtschaft
muss im Warenverkehr weiterhin Grenzkon-
trollen und damit verbunden administrative
Umtriebe auf sich nehmen: Weder der bilate-
rale Weg noch der EWR sehen eine Zollunion
vor. 11

Geld- und währungspolitisch ist seitens der
Schweizer Wirtschaft derzeit kaum Druck in
Richtung Teilnahme an der Europäischen
Währungsunion, verbunden mit der Über-
nahme des Euro, zu spüren, wie dies im Falle
eines EU-Beitritts der Fall sein würde. Das

Vertrauen in die Stabilitätspolitik der schwei-
zerischen Notenbank und in die Möglich-
keiten der Fortführung einer eigenständigen
Geldpolitik ist weiterhin gegeben. Es darf
angenommen werden, dass die Wirtschaft
die Herausforderungen der neu entstandenen
Euro-Zone auch ohne Währungsunions-
Mitgliedschaft gut wird meistern können.

Finanz- und fiskalpolitisch bereitet die zuneh-
mende Tendenz der EU zur Harmonisierung
statt zum Wettbewerb Sorgen. Die Minimal-
schwelle bei der Mehrwertsteuer von 15 Pro-
zent würde einen weitgehenden Umbau der
Bundessteuern bedingen. Wer stellt sicher,
dass ein solcher (unter Einbezug des Netto-
beitrages der Schweiz an die EU) fiskalquo-
tenneutral erfolgen würde? Während die EU
bei der Unternehmensbesteuerung zwar auch
Positives vorzuweisen hat, sind das koordi-
nierte Vorgehen der Finanzminister und ins-
besondere die vorgesehenen Bestrebungen
zur Lockerung des Bankkundengeheimnisses
alles andere als unterstützenswert. Die Ten-
denz in der EU, auch im Finanzbereich Mehr-
heitsabstimmungen zuzulassen, würde die
einzelnen Mitgliedländer ihres Vetorechts in
diesen für ein Staatswesen zentralen Fragen
berauben. Sowohl beim bilateralen Ansatz als
auch beim EWR würde die Finanz- und Fis-
kalautonomie unseres Landes nicht tangiert,
auch wenn damit gerechnet werden muss,
dass der Druck der EU auf Drittländer in 
diesem Bereich zunehmen wird. Bei Verhand-
lungen über einen EU-Beitritt müsste die
Schweiz auf einer angemessenen Lösung für
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10 Eine Studie der UBS zum Thema «Alleingang – Bi-
laterale Verträge – EU-Beitritt» (UBS Group Eco-
nomic Research Studies, April 2000) äussert sich
dazu wie folgt: «Die bilateralen Verträge stellen für
die Schweiz momentan die optimale integrations-
politische Strategie dar. Sie schneiden bezüglich
Wirtschaftswachstum und Wohlstand besser ab als
ein Alleingang. Ein EU-Beitritt bringt dagegen im
Vergleich zu den bilateralen Verträgen keine zu-
sätzlichen gesamtwirtschaftlichen Vorteile. Zwar
lässt er langfristig höhere Effizienzgewinne erwar-
ten. Diese werden jedoch durch höhere kurzfristige
Kosten aufgrund von negativen Fiskal- und Zinsef-
fekten gerade kompensiert. Im Gegensatz zu den
bilateralen Verträgen ist ein EU-Beitritt zudem mit
erheblichen Strukturanpassungen sowie mit politi-
schen Risiken verbunden.»

11 Allerdings wäre zumindest theoretisch der Ersatz
der bisherigen Freihandelszone durch eine Zolluni-
on denkbar. Vgl. dazu den «aussenwirtschaftspoliti-
schen Abschnitt» unter Ziff. 4.3 in dieser Broschüre.
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die Höhe der Pro-Kopf-Nettozahlungen an
die EU beharren.

Der Sozialbereich der EU im weiteren Sinne,
der auch die arbeitsmarktlichen Aspekte ein-
bezieht, ist aus der Sicht der Wirtschaft eben-
falls wenig attraktiv. Grundsätzlich sind wohl
die Arbeitsmärkte und das Sozialversiche-
rungswesen weiterhin Domänen der Mitglied-
staaten. Von einem EU-weiten Arbeitsmarkt
kann derzeit noch nicht gesprochen werden.
Das immer wieder propagierte europäische
Sozialmodell zeichnet sich im weltweiten Ver-
gleich durch eine hohe Regulierungsdichte
und durch schwerfällige Strukturen aus. In
diesem Zusammenhang sei auf die Mitbestim-
mungsmodelle in gewissen Mitgliedländern
und auf die zum Teil unstabilen Alters- und
Sozialvorsorgesysteme hingewiesen. Die
schweizerische Arbeitsmarkt- und Sozialpoli-
tik hingegen verfügt diesbezüglich immer
noch über namhafte Vorzüge, die sich für die
Sozialpartner und für die gesamte Volkswirt-
schaft positiv auswirken. Es ist ungewiss, wie
gut unser Land diese Vorzüge auch bei einer
EWR- und einer EU-Mitgliedschaft wahren
könnte, da ein offensichtlicher Trend zur Ver-
gemeinschaftung der Politiken in diesem Be-
reich besteht, nicht zuletzt, um angebliche
«Wettbewerbsverzerrungen» innerhalb des
Binnenmarktes möglichst auszumerzen.

5.3 Politische Aspekte

Eine der Grundfragen, die sich für unser
Land stellt, betrifft die faktische Möglichkeit,
als so genannter «Drittstaat» auch in einem
integrierten europäischen Umfeld seine
Unabhängigkeit wahren zu können. Kann die
Schweiz, umgeben von einer EU, die bald bis
weit nach Osteuropa hineinreichen dürfte,
weiterhin politisch als Insel bestehen? Wie
wird es mit der Abhängigkeit von der EU ste-
hen? Riskiert unser Land nicht allzu leicht
und allzu stark unter den Druck der EU zu
geraten und damit zum Spielball der EU-In-
teressen zu werden? Mit welchen Ländern
können wir im internationalen und multina-
tionalen Umfeld noch Allianzen eingehen,
wenn nicht mit der EU, die uns umgibt und
mit der wir nicht zuletzt wirtschaftlich immer
enger verflochten sind? Unsere «Unabhän-
gigkeit» in wirtschaftlicher Hinsicht hängt
auch von der künftigen Ausgestaltung der in-
ternationalen Handelsordnung ab.

Diese Fragen müssen gestellt werden, und
auch die Wirtschaft wird sich damit weiter
auseinanderzusetzen haben. Je nach Stand-
und Zeitpunkt dürften die Antworten unter-
schiedlich ausfallen. Es ist wichtig, solch
grundlegende Fragen mit der erforderlichen
Gelassenheit anzugehen. Wer unter Zeit-
druck handelt, ist oftmals auf der Verlierersei-
te. Er begibt sich in eine kontraproduktive
Bittsteller(«demandeur»)-Position. Die Ge-
schichte zeigt, dass sich neue staatliche Allian-
zen bzw. Gebilde vielfach über längere Zeit-
perioden entwickelt haben. Für Aussenste-
hende gab es meist auch Raum und Verständ-
nis, besonders wenn sie politisch und wirt-
schaftlich attraktiv bleiben.

Wenn wir unser Augenmerk auf unsere eige-
ne historische Entwicklung und auf unsere ei-
genen staatspolitischen Strukturen richten,
stellen wir fest, dass unser Staatswesen über
zahlreiche Eigenheiten verfügt, die mit den
Institutionen der EU nicht ohne weiteres
kompatibel sind und die nicht unbedacht über
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Bord geworfen werden können bzw. dürfen.
In diesem Punkt haben wir Mühe, den Über-
legungen im Integrationsbericht des Bundes-
rates aus dem Jahre 1999 zu folgen, da er auf
diesen für unser Land zentralen Problem-
komplex nicht mit der gebotenen Gründlich-
keit eingeht. Nach Auffassung der Wirtschaft
wäre zunächst vielmehr ein eigentliches
staatspolitisches Reformpaket in Angriff zu
nehmen. Wir verweisen auf die Ausführungen
unter den vorausgehenden «staatspoliti-
schen» Abschnitten. Nur so kann tatsächlich
von geeigneten Voraussetzungen für eine ak-
tive Mitwirkung in den Institutionen der EU
gesprochen werden. Ausserdem müsste
sichergestellt sein, dass sich unsere Behörden
innerhalb dieser Institutionen mit Entschlos-
senheit für die Anliegen des offenen kompeti-
tiven Wirtschaftsstandortes Schweiz einsetzen
würden.

Letztlich geht es bei der Beitrittsfrage eher
um ein politisches als um ein wirtschaftliches
Anliegen. Man sollte sich jedoch im Klaren
sein, welche Reformen in der Schweiz vorerst
in die Wege geleitet werden müssten und wel-
chen wirtschaftspolitischen Preis man zu zah-
len bereit ist. Was den EWR betrifft, so stellt
sich angesichts des hohen wirtschaftlichen In-
tegrationsniveaus, das die Schweiz mit den bi-
lateralen Abkommen erreicht hat, die Frage,
ob ein solcher Schritt den damit verbundenen
Aufwand gemessen am eher beschränkten zu-
sätzlichen Nutzen rechtfertigen würde.Aussa-
gen zur Zukunftstauglichkeit der bilateralen
Abkommen sind aus heutiger Sicht nur
schwer zu machen. Einerseits sind die sieben
Abkommen mittel- bis längerfristig ausge-
legt.12 Anderseits ist nicht auszuschliessen,
dass die Bereitschaft der EU und ihrer Mit-
gliedstaaten, weitere bilaterale Abkommen
mit der Schweiz auszuhandeln, mit der Zeit
abnehmen könnte.
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12 Die Abkommensdauer beträgt mit Ausnahme des
Forschungsabkommens sieben Jahre mit der Mög-
lichkeit einer Verlängerung auf unbestimmte Zeit.
Beim Forschungsabkommen wird auf die Laufzeit
der EU-Rahmenprogramme Bezug genommen.
Beim Personenverkehrsabkommen wird die volle
Freizügigkeit erst nach einer Vertragsdauer von
zwölf Jahren erreicht.
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a Integrationsszenarien und Politikbereiche
Synoptische Übersicht

Bilaterale Abkommen EWR-Beitritt EU-Beitritt
Kurze Charakterisierung

Weitgehender Einbezug  Integrationsvariante spezifisch Umfassende Integrations-
der Schweiz in den ausgerichtet auf Wirtschafts- variante (Binnenmarkt inkl.
EU-Binnenmarkt auf der fragen, d.h. den EU-Binnen- Währungsunion  
Basis von sieben Sektor- markt, jedoch ohne Zollunion und politische Dossiers)
abkommen (etwa 80 Prozent («automatische» Anpassung
der Substanz des Binnen- des CH-Wirtschaftsrechts an
marktes) den Acquis communautaire) 

Erfordernis von ■ Bei weiteren Verträgen: ■ Doppeltes Mehr ■ Doppeltes Mehr
Volksabstimmungen teilweise fakultatives (Volk und Stände) (Volk und Stände)

Referendum

Staatspolitische Fragen

Staatsaufbau ■ Kein Einfluss ■ Kein Einfluss ■ Anpassung des Regierungs-
(Bundesebene) systems (Grösse und Organi-

sation der Regierung des 
Bundes) notwendig zur Sicher-
stellung der effizienten Mitwir-
kung in europäischen Organen,
insbesondere Ministerrat, mit 
Auswirkungen auf Konkor-
danzdemokratie und 
Referendumsmöglichkeiten

■ Alle anderen EU-Länder 
kennen ein System der 
parlamentarischen Demokratie

■ Einfluss auf Parteistrukturen 
(Europäisches Parlament!)

Direkte Demokratie ■ Keine Veränderung ■ Faktische Einschränkung ■ Einschränkung des Initiativ-
(Initiative und Referendum) (Kündigungsmöglichkeit des Initiativ- und und Referendumsrechts 

der Verträge) Referendumsrechts in den in den Politikbereichen, für
■ Faktische Einschränkung betroffenen Bereichen die die Souveränität an  

durch autonomen (mit Möglichkeit  die EU übertragen wurde
Nachvollzug und not- Kündigung bzw. kollek-  ■ In zahlreichen Bereichen    
wendige Anpassung des tivem «opting out») bleibt die nationale 
Schweizer Rechts an  Gestaltungsmöglichkeit und
die EU-Entwicklung ohne somit auch das Initiativ- und 
Mitentscheidung Referendumsrecht erhalten

■ Direkt-demokratische Ele-
mente gewinnen in verschie-
denen EU-Mitgliedstaaten an 
Boden, ohne aber  einen mit 
der Schweiz vergleichbaren 
Umfang anzunehmen

Föderalismus ■ Keine Auswirkung ■ Keine Auswirkung ■ Kantone wären nur in wenigen 
Bereichen direkt tangiert.
Mitwirkung der Kantone in 
den EU-Organen (Ausschuss 
der Regionen)

■ Verankerung des Subsidiari-
tätsprinzips explizit 
im Amsterdamer Vertrag



(Diesen Zahlungen sind neben 
den Vorteilen der Mitwirkung 
auch Einsparungen und Vorteile 
in den verschiedenen Dossiers 
gegenüberzustellen.)

Bilaterale Abkommen EWR-Beitritt EU-Beitritt
Kurze Charakterisierung

Neutralität ■ Keine Auswirkung ■ Keine Auswirkung ■ Einbindung in europäische 
Aussen- und Sicherheitspolitik

Institutionelle Mitwirkung ■ Selektiver Einbezug in ■ Mitsprache in EFTA/ ■ Volle Mitwirkung und 
einzelne Komitees (ent- EWR-Ausschüssen Mitentscheidung
sprechend den Dossiers) ■ Einsitznahme in Komitees ■ Stimmengewichte und 

■ Beobachter-Status in (Forschung usw.) Parlamentssitze auszuhandeln
EFTA/EWR-Ausschüssen ■ Konsultation ohne ■ Offene Veränderungen inner-

Entscheid halb der EU (Diskussionen 
■ Kollektives «opting out» um «Kern-EU»)

Weiterentwicklung ■ Jede Weiterentwicklung der ■ Dynamischer ■ Dynamische Weiterent-
EU in und z.T. ausserhalb Weiterentwicklungsprozess wicklung mit Mitentscheidung
der Abkommensbereiche ■ Paralleler Nachvollzug  ■ Mit wichtigen Ausnahmen 
muss neu «nachvollzogen» im Rahmen der EFTA (Sozial- und Fiskal- 
und ausgehandelt werden politik) Mehrheitsprinzip
(Zeit- und Sachaufwand, ■ Vetorecht gegenüber 
Kompensationsforderungen) Änderung der Grundverträge

Zusätzliche Nettobelastung ■ Etwa 490 Mio. Franken p.a. ■ Etwa  3,1 Mia. Franken p.a.
des Bundeshaushaltes (seitens einzelner Nettozahlung an die EU
(Schätzungen Integrations- EU-Mitgliedstaaten wird  ■ 880 Mio. Franken einmalige 
bericht) eine substanzielle Erhöhung  Kapitalbeteiligung an 

des Kohäsionsfonds an- Europäischer Investitionsbank
gestrebt; zusätzlich werden ■ Möglichkeit der Beteiligung 
die EFTA-Staaten von der an Kohäsionsprojekten
Schweiz jene Zahlungen  
zurückfordern, welche die 
Schweiz als EWR-Teilneh- 
merin hätte leisten müssen)

■ Möglichkeit der Beteiligung
an Kohäsionsprojekten 

Betroffene Bereiche ■ Warenverkehr ■ Alle vier Freiheiten  ■ Wirtschafts- 
■ Personenverkehr des EU-Binnenmarktes und Währungsunion
■ Teilweise Dienstleistungs- ■ Sozialpolitik ■ Politische Zusammenarbeit

verkehr (Land- und ■ Flankierende und  ■ Sozialpolitik
Luftverkehr, kurzfristige horizontale Politiken ■ Fiskalpolitik
grenzüberschreitende ■ Innere Angelegenheiten
personengebundene Dienst- ■ Gemeinsame Aussenpolitik
leistungen) ■ Gemeinsame Sicherheitspolitik

■ Forschung ■ Verteidigungspolitik
■ Bilateraler Weg: 2. Phase ■ Unionsbürgerschaft

(«Überbleibsel», Betrugs- ■ Innere Sicherheit 
bekämpfung, Zinsertrags- (Polizei-Informationen)
besteuerung, Innere ■ Schengener Abkommen
Sicherheit, Unternehmens- ■ Asylpolitik
besteuerung) ■ Möglichkeit einer «variablen

Geometrie» je nach 
Entwicklung der EU offen
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1 Ein Produkt, welches für den Verkauf in einem Mitgliedland zugelassen ist, darf auch in allen anderen 
EWR-Ländern verkauft werden (nur wenige Ausnahmen zulässig).

Bilaterale Abkommen EWR-Beitritt EU-Beitritt
Binnenmarkt-Freiheiten

Warenverkehr ■ Für Industriegüter Zoll- ■ Volle Binnenmarktfreiheit ■ Volle Teilnahme an Binnen-  
(Die Auswirkungen freiheit über Freihandels- ■ «Cassis de Dijon»-Prinzip1 markt
differieren je nach abkommen gewährleistet ■ Nach wie vor Zoll- ■ Keine Grenzabfertigung
Branche stark. ■ In der Praxis weit- abfertigung an der Grenze ■ Leichterer Zugang zu Dritt-
Für die Wirtschafts- gehend auf EWR-Niveau notwendig, da keine ländern, wenn besondere
beziehungen sind gewährleistet Zollunion Abkommen zwischen EU und
diese  Aspekte  ■ Gegenseitige Anerkennung ■ Verzögerungen und Kosten Drittländern oder Staaten-
besonders wichtig.) von Zulassungsprüfungen, durch Grenzabfertigung gruppen (z.B. NAFTA,

allerdings beschränkt auf (inkl. teilweise Mercosur) abgeschlossen
Ursprungsware Vorfinanzierung MwSt.) werden

■ Verzögerungen und Kosten ■ Agrarprodukte nur ■ Agrarprodukte und landwirt-
durch Grenzabfertigung selektiv eingeschlossen schaftliche Verarbeitungs-
(inkl. teilweise Vorfinan- ■ Verbesserte Regelung für produkte voll eingeschlossen 
zierung MwSt.) landwirtschaftliche ■ Höhere Einfuhrzölle für ein-

■ Agrarprodukte nur selektiv Verarbeitungsprodukte zelne Branchen (insbesondere 
eingeschlossen ■ Probleme der Ursprungs- chemisch-pharmazeutische 

■ Unterschiedliche regeln im Textilbereich Industrie) durch Beitritt zur
Lebensmitteldeklaration teilweise gelöst Zollunion mit Übernahme der

■ Landwirtschaftliche EU-Regeln (damit entfallen
Verarbeitungsprodukte auch heutige präferenzielle
ausgeschlossen Ursprungsregeln der Schweiz)
(Absichtserklärung und   ■ Übernahme der teils er-
Vorbereitung für weitere heblichen Anti-Dumpingzölle
Verhandlungen) ■ Parallelimporte aus dem/in

■ Ausschluss von Drittland- den EU-Raum uneinge-
Abkommen, teilweise schränkt zulässig
komplizierte Verknüpfung ■ Möglichkeit der Einführung
verschiedener supranationaler Preisregulie-
Freihandelsabkommen rung für Pharmazeutika

■ Komplizierte 
Ursprungsregeln

■ Keine Teilnahme am 
System der gegenseitigen 
Anerkennung der 
Registrierungen für 
Pharmazeutika

Personenverkehr ■ Übergangsfrist zu Gunsten ■ Übergangsfrist fünf Jahre ■ Im Sinne des Binnenmarktes 
der Schweiz von ins- ■ Im Sinne des Binnen- voll gewährleistet
gesamt zwölf Jahren, für  marktes nach Übergangs- ■ Schengener Abkommen neu 
Schweizer Richtung EU  frist voll gewährleistet verpflichtend gemäss Zusatz-
praktisch ab 2. Jahr  ■ Erhebliche Belastungen protokoll zum Amsterdamer 
keine Einschränkung durch Leistungen bei den Vertrag (Einbezug der 
mehr Sozialversicherungen Visa- und der Asylpolitik)

■ Nach Übergangsfrist  ■ Wichtige Anerkennung
voll im Sinne des Binnen- von Berufsdiplomen
marktes gewährleistet gewährleistet 

■ Erhebliche Belastungen 
durch Leistungen 
bei den Sozialversiche-
rungen (v.a. im Bereich 
der ALV bei Kurzaufent-
haltern)

■ Wichtige Anerkennung 
von Berufsdiplomen 
gewährleistet
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Bilaterale Abkommen EWR-Beitritt EU-Beitritt
Binnenmarkt-Freiheiten

Dienstleistungsverkehr ■ Bestehende Abkommen: ■ Im Sinne des Binnen- ■ Voll gewährleistet
Versicherungen marktes  voll gewährleistet ■ Transportdossier muss im 
(Nicht-Lebensbereich) ■ Transportdossiers (Strasse, Sinne der Lösung für die 

■ Kurzfristige grenz- Bahn, Luft) gehören zum bilateralen Verhandlungen 
überschreitende personen- EWR-Acquis, waren aber geregelt werden
gebundene Dienstleistungen im Abkommen von 1992 
enthalten im Dossier nicht enthalten, da separat 
Personenverkehr; Absichts- im Transitabkommen 1993 
erklärung für weitere bis 2005 geregelt  
Verhandlungen (muss neu ausgehandelt  

■ Landverkehr im Sinne des bzw. entsprechend den 
Binnenmarktes, Luftverkehr bilateralen Verhandlungen  
weitgehend gewährleistet geregelt werden)

Kapitalverkehr ■ Faktisch voll gewährleistet ■ Voll integriert ■ Voll integriert
mit Einschränkungen beim ■ Keine Beteiligung an ■ Beteiligung an der 
Erwerb von Grundstücken Währungsunion Währungsunion (sofern 
durch Ausländer Maastricht-Kriterien erfüllt 

■ Bilaterale Abkommen  sind) nach auszuhandelndem
mit einzelnen Fahrplan
EU-Mitgliedstaaten

■ Teilweise Aufhebung 
Einschränkungen Erwerb  
von Grundstücken durch 
Ausländer

■ Keine Beteiligung an 
Währungsunion

Flankierende und ■ Einbezug in Forschungs- ■ Im Sinne des Binnen- ■ Volle Beteiligung
horizontale Fragen zusammenarbeit marktes gewährleistet
(im Sinne der EU) ■ Punktuelle Erweiterung ■ Bei flankierenden Fragen 

gegenüber Status quo (Zusammenarbeitsbereiche) 
■ Öffentliches Beschaffungs- individuelles «opting out»,

wesen auf Binnenmarkt- bei horizontalen Fragen 
niveau (Erweiterung gegen- (z.B. Wettbewerbsrecht)  
über WTO-Abkommen) volle Einbindung

■ Benachteiligung bei ■ Gleichberechtigung bei 
EU-finanzierten Projekten EU-finanzierten Projekten

■ Wettbewerbsrecht teilweise 
über Freihandelsabkommen 
einbezogen
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Bilaterale Abkommen EWR-Beitritt EU-Beitritt
Wirtschaftspolitische Bereiche

Aussenwirtschaftspolitik ■ Autonom ■ Autonom ■ EU-Kompetenz mit 
■ Isolation zwischen den ■ Konsultations- und Mitwirkung 

Machtblöcken (Beispiel: Koordinationsmechanismen (Mehrheitsprinzip)
Transatlantic Business ■ Einbezug in (Export-) 
Dialogue, Sektorabkommen) Förderungsmassnahmen

■ Ausschöpfung der 
Autonomie eingeschränkt

Wettbewerbspolitik ■ Über Freihandels- ■ Einbezogen ■ Voll einbezogen
abkommen punktuell ■ Spezieller EFTA- Gerichts-
einbezogen hof für EWR-interne Fragen

■ Eingeschränkte Autonomie 
durch Anwendung 
des Auswirkungsprinzips

■ Schweizer Recht hat sich 
faktisch weitgehend an EU 
angenähert

■ Keine verpflichtende 
Zusammenarbeit 
der Wettbewerbsbehörden

Geld- und Währungspolitik ■ Autonom ■ Autonom ■ Währungsunion
■ Faktische Anpassung an ■ Faktische Anpassung an ■ Kompetenz Geldpolitik bei 

Auswirkungen der EWU Auswirkungen der EWU Europäischer Zentralbank
(z.B. Zahlungsverkehr, (z.B. Zahlungsverkehr, ■ Einbindung in Stabilitätspakt
Zinsentwicklung) Zinsentwicklung) ■ Teilweiser Wegfall Zinsvorteil

■ Wegfall Wechselkursrisiko zum 
europäischen Markt

Finanz- und Steuerpolitik ■ Autonom ■ Autonom ■ Minimalsatz MwSt. 15 Prozent 
■ Druck international ■ Druck international (Normalsatz)

(z.B. im Rahmen OECD) (z.B. im Rahmen OECD) ■ Verstärkte Zusammenarbeit
auf verstärkte Zusammen- auf verstärkte Zusammen- ■ Initiative gegen Steuer-
arbeit und Verringerung arbeit und Verringerung  wettbewerb
der Steuerkonkurrenz der Steuerkonkurrenz ■ Übernahme des acquis 

■ Angekündigte Begehren ■ Angekündigte Begehren communautaire bezüglich 
der EU, insbesondere für der EU, insbesondere Zinsbesteuerung 
gleichwertige Massnahmen bei Zinsbesteuerung und Informationsaustausch
bei Zinsbesteuerung

Umweltpolitik ■ Autonom, ■ Bisheriger Stand gesichert ■ Teilweise Einschränkung
oft weiter gehend als EU (kein Rückschritt) von schweizerischen 

■ Einbindung in internationale ■ Weitere Entwicklung im «Vorreiter-Rollen»
Abkommen (Folgeprozess Rahmen des EWR-Rechts ■ Mehr Flexibilität  
Rio-/Kyoto-Konferenzen der mit Amsterdamer Vertrag
UNO, OECD, Europarat)

Bildungs- und ■ Beteiligung an Forschungs- ■ Beteiligung an Forschungs- ■ Volle Beteiligung und 
Forschungspolitik programmen mit ein- und Bildungsprogrammen Mitentscheidung  

geschränkter Mitwirkung mit erweiterter Mitwirkung, für Weiterentwicklung
■ Gegenseitige Anerkennung aber eingeschränkter 

von Diplomen Entscheidungsmöglichkeit

Energiepolitik ■ Autonom ■ Liberalisierung als Teil der ■ Liberalisierung als Teil der
■ (Ungenügender und zeitlich Dienstleistungsfreiheit im Dienstleistungsfreiheit im 

verzögerter) Nachvollzug EWR-Acquis enthalten EU-Acquis enthalten 
der Liberalisierungsschritte mit voller Mitentscheidung
(Elektrizität und Gas) 
in der EU
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Bilaterale Abkommen EWR-Beitritt EU-Beitritt
Wirtschaftspolitische Bereiche

Informationsgesellschaft ■ Autonom ■ Vollumfängliche ■ Vollumfängliche 
■ Absicherung durch WTO- Liberalisierung als Teil der Liberalisierung als Teil der

Abkommen Dienstleistungsfreiheit Dienstleistungsfreiheit 
(beschränkte Tragweite) im EWR-Acquis enthalten im EU-Acquis enthalten

■ Nachvollzug der 
Liberalisierungsschritte 
in der EU

Agrarpolitik ■ Produktebezogener ■ Produktebezogener ■ Voll einbezogen
Einbezug (Zusatz- Einbezug (Zusatz- ■ Wesentliches Aktionsfeld 
kontingente und Zoll- kontingente und der EU
erleichterungen) Zollerleichterungen) ■ Senkung des Preisniveaus 

■ Einbezug geht weiter als ■ Gegenseitige Anerkennung und Anpassung 
bei EWR-Beitritt von Standards des Instrumentariums

■ Gegenseitige Anerkennung in Schlüsselbereichen ■ Grosse Subventionsflüsse 
von Standards (Finanzierung wie Rückflüsse
in Schlüsselbereichen in die Schweiz)

■ EU-Politik als Schutz 
gegenüber vollständig freiem 
Welthandel

Bodenpolitik ■ Weitgehend autonom ■ Weitgehend autonom ■ Weitgehend autonom
■ Freier Erwerb von Grund-

stücken durch EU-Bürger

Verkehrspolitik ■ Weitgehend eingeschlossen ■ Bis 2005 Transitabkommen ■ Voll einbezogen 
durch Verkehrsdossier ■ Ab 2005 Übernahme (Mehrheitsentscheide)

■ Sonderregelung für EU-Acquis ■ Übernahme EU-Acquis
Strassenverkehr ■ Faktisch Situation wohl  
(Vorwegnahme EU-Acquis wie bei bilateralen Ver-  
im Alpenraum) handlungen (Aushandlung 
EU akzeptiert LSVA und der Ablösung des Transit-
Leitlinien der Schweizer abkommens)
Verkehrspolitik

■ Übergangsfrist bis 2005 mit  
dem Risiko einer hohen
Belastung der Alpenstrassen 
durch Zusatzkontingente

■ Luftverkehr weitgehend 
einbezogen (bis 5. Freiheit,
weitere Freiheiten zwei 
Jahre später)

Rechtsfragen ■ Autonom ■ Konsum- und Wirt- ■ Konsumenten- und 
■ Faktisch im Konsumenten- schaftsrecht als flankie- Wirtschaftsrecht einbezogen 

und Wirtschaftsrecht rende Fragen weitgehend  ■ Direkte Beteiligung an 
weitgehender autonomer einbezogen gesamteuropäischen Rechts-
Nachvollzug ■ Keine Beteiligung an instituten (Europäische 

■ Prozessrecht über Lugano- gesamteuropäischen Rechts- Aktiengesellschaft,
Abkommen (Vollzug von instituten (Europäische Gemeinschaftsmarke usw.)
Urteilen) geregelt Aktiengesellschaft, Gemein- ■ Prozessrecht über separates 
(wie innerhalb EU) schaftsmarke usw.) Abkommen (analog Lugano-

■ Andere Rechtsgebiete ■ Prozessrecht über Lugano- Abkommen) mit neu ver-
teilweise durch separate Abkommen geregelt stärkten Aktivitäten der EU
Abkommen (z.B. Europarat ■ Verstärkte Zusammenarbeit 
oder OECD) geregelt in Strafrechtsfragen
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Bilaterale Abkommen EWR-Beitritt EU-Beitritt
Politische Bereiche

Ausländer- und Asylpolitik ■ Autonom ■ Autonom ■ Schengener und Dubliner 
■ Zusammenarbeits- ■ Zusammenarbeits- Abkommen  

abkommen abkommen  (gemeinsame Visapolitik,
mit den Nachbarländern  mit den Nachbarländern Erstasylabkommen usw.)

■ EU-Kompetenz mit 
Mitwirkung (Mehrheitsprinzip)

Innere Sicherheit, ■ Autonom ■ Autonom ■ Autonom
Kriminalität ■ Zusammenarbeit der ■ Zusammenarbeit der ■ Verstärkte Zusammenarbeit 

Polizeibehörden im Polizeibehörden im  der Polizeibehörden
Rahmen von Interpol Rahmen von Interpol ■ Zentrale Informationssysteme

■ Rechtshilfe ■ Rechtshilfe

Aussen- ■ Autonom ■ Autonom ■ Abstimmung in wichtigen 
und Sicherheitspolitik weltpolitischen  

Fragen der Aussenpolitik
■ Schrittweise Einführung einer 

gemeinsamen Verteidigungs-
politik, Verbindung mit der 
Westeuropäischen Union 

■ Gemeinsame humanitäre 
Aufgaben und friedenserhal-
tende Missionen
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b Offene Anliegen aus Sicht der Schweizer Wirtschaft

1 Wichtige offene Anliegen aus Sicht der Wirtschaft: basierend auf Umfragen bei Unternehmen 
über festgestellte Probleme unter Berücksichtigung der bilateralen Abkommen, ohne politische Elemente

Anliegen1 Bemerkungen Berücksichtigung der Integrationsszenarien
Bilaterale Abkommen EWR-Beitritt EU-Beitritt
Freihandelsabkommen Vier Binnenmarkt- ■ Binnenmarkt
Versicherungsabkommen freiheiten: ■ Währungsunion
Sieben bilaterale ■ Kapitalverkehr ■ Gemeinsame 
Abkommen: ■ Personenverkehr Sicherheits- und 
■ Freier Personenverkehr ■ Warenverkehr Aussenpolitik
■ Landverkehr ■ Dienstleistungs- ■ Innere Sicherheit 
■ Luftverkehr verkehr und Bürgerrechte
■ Forschung Flankierende Politik-
■ Öffentliches bereiche

Beschaffungswesen Institutionen zur 
■ Technische Gewährleistung der 

Handelshemmnisse Konsultationsrechte 
■ Landwirtschaftliche und der gerichtlichen 

Produkte Durchsetzung

Dienst- ■ Liberalisierung für kurz- Anschlussverhandlungen Enthalten Enthalten
leistungs- fristige Dienstleistungen vorgesehen
freiheit (bis 90 Tage im Abkommen 

über die Personen-
freizügigkeit enthalten)

■ Dringlichkeit wird je nach 
Branche und Tätigkeitsbereich 
unterschiedlich beurteilt

■ Verknüpfung auch mit einer 
Vereinheitlichung der Aufsicht 
für die betreffende Branche

Verarbeitete ■ Jahrzehntealtes Begehren Anschlussverhandlungen Nicht enthalten; Durch Beitritt
Landwirt- ■ Akute Probleme etwa bei vorgesehen auf Anschluss- zur Zollunion 
schafts- Teigwaren und Süssgetränken verhandlungen enthalten
produkte ■ Sachlich eine Anpassung  verweisen

des bestehenden Freihandels-
abkommens

Vollständige ■ Frage der Kabotage Anschlussverhandlungen In EWR 1992 nicht Enthalten
Liberali- (Flüge innerhalb eines im Abkommen vorgesehen enthalten, Aus-  
sierung des EU-Landes) handlung wie bilate- 
Luftverkehrs rale Abkommen

Abschaffung ■ Bedingt Beitritt zur Zollunion Beitritt zur Zollunion Beitritt zur Zollunion Enthalten
der Grenz- und damit Übernahme des nicht vorgesehen nicht vorgesehen
kontrollen und Aussenzolles der EU sowie
-formalitäten weiterer Rechtsnormen
für Waren ■ Auswirkung je nach Branche 

unterschiedlich 
(teilweise starke Erhöhung 
der Importzölle)

Verknüpfung Freihandelsabkommen  Sollte ausgehandelt Sollte ausgehandelt Enthalten 
von Freihandels- der EU und der EFTA sollten werden werden (Zollunion)
abkommen gegenseitig abgestimmt und  
mit Drittstaaten verknüpft werden (Kumulation  

der Ursprungsregeln)
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Anliegen1 Bemerkungen Berücksichtigung der Integrationsszenarien
Bilaterale Abkommen EWR-Beitritt EU-Beitritt

Beteiligung an Anschlussverhandlungen Enthalten Enthalten
Bildungs- vorgesehen
programmen

Zusammen- ■ Erstasyl- und Rückübernahme- Verhandlungen offen Verhandlungen offen Enthalten
arbeit im Abkommen
Asylbereich ■ Koordination Visa-Regelungen

notwendig

Wirkungsvolle ■ Verbindlichere Durchsetzung Diskussion von Problemen Klagerecht Klagerecht
Durchsetzung bedingt Delegation von im Rahmen des Gemisch-
bei Verletzung Kompetenzen an zentrales ten Ausschusses mit dem  
von Abkommen Gericht Ziel einer Konsenslösung

(unter den Staaten geregelt)

Abbau der ■ Dividenden im Sollte ausgehandelt Sollte ausgehandelt Enthalten
Standort- Mutter-/Tochter-Verhältnis werden werden
nachteile für ■ Zinsen und Lizenzen im 
Schweizer Mutter-/Tochter-Verhältnis
Unternehmen ■ Steuerneutrale 
im Steuer- Umstrukturierungen 
bereich ■ Gleich lange Spiesse bei 

Verrechnungspreisstreitig-
keiten und allfällige 
Verbesserungen betreffend 
Gewinn- und Verlustrechnung 
im Mutter-/Tochter-Verhältnis
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c Abkürzungsverzeichnis

Asean Association of South-East Asian Nations

BIAC Business and Industry Advisory Committee to the OECD

EFTA Europäische Freihandelsassoziation

EU Europäische Union

EWG Europäische Wirtschaftsgemeinschaft

EWR Europäischer Wirtschaftsraum

EWU Europäische Währungsunion

EZB Europäische Zentralbank

ICC Internationale Handelskammer

Mercosur Gemeinsamer Markt Lateinamerikas

NAFTA North American Free Trade Agreement

NGO Non Governmental Organizations

OECD Organisation für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung

SNB Schweizerische Nationalbank

UNICE Union der Europäischen Industrie- und Arbeitgeberverbände

WTO Welthandelsorganisation
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d Bemerkungen zur Variante einer Assoziation der Schweiz

Gemäss Artikel 310 EG-Vertrag kann die Ge-
meinschaft «mit einem oder mehreren Staa-
ten oder einer oder mehreren internationalen
Organisationen Abkommen schliessen, die
eine Assoziierung mit gegenseitigen Rechten
und Pflichten, gemeinsamem Vorgehen und
besonderen Verfahren herstellen». Die EG
hat bisher besonders mit afrikanischen sowie
mit mittel- und osteuropäischen Staaten As-
soziationsabkommen abgeschlossen. Auch
der Europäische Wirtschaftsraum (EWR) ist
formell gesehen ein Assoziationsabkommen.

Die «Groupe de réflexion Suisse-Europe»,
der namhafte Exponenten aus Politik, Wirt-
schaft und Verwaltung angehören, hat dem
Bundesrat im April 1997 die Prüfung eines
derartigen Assoziationsvertrages empfohlen.
Nachdem der EWR abgelehnt worden ist,
sind die Vertreter dieser Gruppe der Auffas-
sung, dass zurzeit eine Assoziation anstelle ei-
nes Vollbeitrittes die wünschbare Lösung sei.
Sie erinnern daran, dass der Bundesrat bereits
in den Jahren 1961 bis 1963 versucht hat, ei-
nen derartigen Schritt in die Wege zu leiten.
Damals war jedoch diesem Unterfangen kein
Erfolg beschieden. Ausgehend von der Über-
legung, dass die supranationale Finalität der
EU noch für längere Zeit ein beinahe unüber-
windbares Hindernis für einen schweizeri-
schen Beitritt ist, betrachtet die Gruppe die
Assoziierung als vermittelnde Lösung («solu-
tion médiane») und nicht lediglich als Kom-
promiss.

e Strukturdaten ausgewählter Länder bzw. Ländergruppen

Land Bevölkerung Bruttoinland- Steuerbelastung Arbeitslosigkeit Ausfuhren
Millionen produkt (BIP) in Prozent    in Prozent in Milliarden 

Einwohner Milliarden USD des BIP USD
1999 1999 1998 1999 1999

Deutschland 82,1 2'112,0 45,6 8,7 541.68
Frankreich 59,1 1'434,0 49,6 11,3 300.72
Grossbritannien 59,2 1'423.0 40,3 6,2 269.04
Italien 57,0 1'162,0 45,9 11,4 228.24
Japan 126,7 4'380,1 30,8 4,7 417.60
Niederlande 15,7 394,8 42,8 3,3 200.40
Österreich 8,1 208,7 47,5 3,7 63.48
Polen 38,7 152,7 41,0 12,0 keine Angaben
Schweiz 7,1 257,4 35,1 3,0 80.28
Spanien 39,4 590,7 37,1 15,9 110.16
Vereinigte Staaten 272,9 9'190,4 30,9 4,2 695.16
Euro-Zone 290,5 6'498,0 45,7 9,9 1'756.92
OECD 1008,0 24'862,8 36,8 6,8 3'742.92

Quelle: OECD
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f Die zehn wichtigsten Absatzmärkte der Schweiz und der EU

Die zehn wichtigsten Absatzmärkte der Schweiz – 1999
Absatzmarkt Milliarden Franken Prozentanteil
EU 71,6 62,6
USA 13,0 11,4
Japan 4,1 3,6
Hongkong 2,4 2,1
Taiwan 1,3 1,2
Singapur 1,3 1,1
Brasilien 1,1 0,9
Türkei 1,1 0,9
Australien 1,0 0,9

Quelle: Oberzolldirektion

Die zehn wichtigsten Absatzmärkte der EU – 1998
Absatzmarkt Milliarden Euro Prozentanteil
USA 159,0 21,7
Schweiz 56,3 7,7
Japan 30,9 4,2
Polen 27,6 3,8
Norwegen 24,2 3,3
Türkei 21,5 2,9
Russland 20,7 2,8
China 17,1 2,3
Hongkong 17,1 2,3
Tschechische Republik 16,9 2,3

Quelle: Eurostat
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g Kumulierte Direktinvestitionen
Stand Ende 1998

Kumulierte Direktinvestitionen im Ausland 
Land Millionen USD
Deutschland 390'090
Frankreich 242'347
Grossbritannien 498'624
Italien 170'746
Japan 296'056
Niederlande 262'996
Österreich 16'808
Polen 841
Schweiz 176'677
Spanien 68'392
Vereinigte Staaten 993'552
EU 1'955'783
OECD 3'714'890

Kumulierte Direktinvestitionen aus dem Ausland 
Land Millionen USD
Deutschland 228'794
Frankreich 179'186
Grossbritannien 326'809
Italien 105'397
Japan 30'272
Niederlande 169'522
Österreich 25'386
Polen 21'722
Schweiz 60'096
Spanien 118'926
Vereinigte Staaten 875'026
EU 1'486'237
OECD 2'785'449

Quelle: World Investment Report 1999
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Ad-hoc-Arbeitsgruppe «Staatspolitische Fragen»
Bührer Gerold Nationalrat, Georg Fischer +GF+, Schaffhausen
Coutau Gilbert a. Ständerat, Präsident Handelskammer Genf, Genf
Hafner Alexander Dr.2 Textilverband Schweiz, Zürich
Hämisegger Kuno Dr. Schweizerische Bankiervereinigung, Basel
Heer Peter Dr. F. Hoffmann-La Roche AG, Basel
Kurrus Paul Nationalrat, Crossair AG, Basel
Kux Stephan PD Dr. phil. Amt für Wirtschaft/Arbeit, Volkswirtschaftsdirektion, Zürich
Meuwly Olivier Dr.2 Schweizerischer Gewerbeverband, Bern
Pfister Ulrich Credit Suisse Group, Zürich
Pletscher Thomas1 Vorort, Zürich
Raaflaub Anita B.2 Schweizerischer Versicherungsverband, Zürich
Staehelin Thomas Dr. Vereinigung privater Aktiengesellschaften, Basel
Wohlmann Herbert Dr. Clariant International AG, Muttenz
Zwicky Jürg Dr. Swissmem, Zürich

Ad-hoc-Arbeitsgruppe «Europe: conséquences financières et fiscales»
Arnold Kurt Dr. Credit Suisse Group, Zürich
Baumgartner Peter Dr. Industrie-Holding, Bern
Bigler Hans-Ulrich VISCOM, Zürich
Coutau Gilbert a. Ständerat, Präsident Handelskammer Genf, Genf
Füglister Viktor Schweizerische Bankiervereinigung, Basel
Gentinetta Pascal Dr.1 Vorort, Zürich
Häring Martin Rentenanstalt Swisslife, Zürich
Hippenmeyer Ernst2 Textilverband Schweiz, Zürich
Kessler Barbara Dr. «Zürich» Versicherungsgesellschaft, Zürich
Marti Beatrice2 Schweizerischer Gewerbeverband, Bern
Meister Thomas Dr. Pestalozzi, Gmuer & Patry, Zürich
Moser Beat Dr. SGCI, Zürich
Neuhaus Markus Dr. Price Waterhouse Coopers, Zürich
Schuppisser Hans Rudolf Dr. Schweizerischer Arbeitgeberverband, Zürich
Staehelin Thomas Dr. Vereinigung privater Aktiengesellschaften, Basel

Ad-hoc-Arbeitsgruppe «Aussenwirtschafts-/Währungspolitik»
Berret Pierre-Alain Fédération Horlogère, Biel
Binder Piero Handelskammer beider Basel, Basel
Buomberger Peter Dr. UBS AG, Zürich
Buser Ernst Dr. Novartis, Basel
Durrer Klaus Dr. UBS AG, Zürich
Füeg Rainer Dr. Handelskammer beider Basel, Basel
Gmeiner Peter2 Schweizerischer Versicherungsverband, Zürich
Hennet Germain Schweizerische Bankiervereinigung, Basel
Kündig Gregor Vorort, Bruxelles
Lüpke Rolf Vereinigung Schweizer Unternehmen in Deutschland, Basel
Moser Beat Dr. SGCI, Zürich
Oberhänsli Herbert Dr. Nestlé S.A., Vevey
Pataky Tibor S. Dr. Textilverband Schweiz, St. Gallen
Stahel Fritz Credit Suisse, Zürich
Taddei Marco Schweizerischer Gewerbeverband, Bern
Ulrich Rudolf Dr.2 SGCI, Zürich
Veyrassat Paul Dr.1,2 Vorort, Zürich
Walser Rudolf Dr. Vorort, Zürich
Zehnder Christian2 Swissmem, Zürich

Beitrag «Sozialpolitik»
Hefti Daniel Dr. Schweizerischer Arbeitgeberverband, Zürich
Schuppisser Hans Rudolf Dr. Schweizerischer Arbeitgeberverband, Zürich

1 Leitung der Gruppe
2 Im Zeitpunkt der Publikation dieser Broschüre nicht mehr bei der erwähnten Organisation tätig
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■ Die Schweiz und die Europäische Gemeinschaft. Lage und Ausblick, Juni 1987 (f)

■ Die Schweizer Wirtschaft vor den Herausforderungen des EG-Binnenmarktes 1992. 
Eine praxisorientierte Lageanalyse, September 1988 (f)

■ Euro-Brevier für kleine und mittlere Unternehmen. Standortbestimmung, 
Strategien und Anpassungsmassnahmen, Januar 1990 (f)

■ Die Schweizerische Wirtschaft und der Europäische Wirtschaftsraum. 
Stand und Perspektiven, August 1990 (f)

■ Für eine wettbewerbsfähige Schweiz in Europa, Oktober 1992, 
Schriftenreihe Nr. 56 (f)

■ Das Abkommen über den Europäischen Wirtschaftsraum (EWR). Eine wirtschaftliche 
und politische Beurteilung. August 1992 (f), 2. überarbeitete Auflage, Oktober 1992

■ Schweizerische Integrationspolitik: Fakten, Reflexionen, Fragen, Januar 1995 

■ Europapolitik – Bilaterale Abkommen, März 1999 (f)

i Veröffentlichungen von economiesuisse1

zur europäischen Integration

1 Bis September 2000: Schweizerischer Handels- und Industrie-Verein (Vorort)
(f) auch in französischer Sprache erschienen



www.economiesuisse.ch


